
Ma® 
CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 15. Oktober 1992 

31/1992 

Generalsekretär Peter Hintze: 

SPD nimmt die Wirklichkeit 
nicht mehr zur Kenntnis 
Jeder in Deutschland spürt: Wir brauchen drin- 
gend —'-     Y •' J— *—'—U*~   Vi:,hr«n. B^ eine Änderung des Asylrechts. Wir brau- 
jjhe» ebenso dringend schärfere Gesetze gegen 
aen rechten Mob. 

s
n beiden Fragen betreiben beträchtliche Teile der 

, Pö eine nicht mehr nachzuvollziehende Wirklich- 
^tsverweigerung. Wenn Tag für Tag Tausende von 
^'rtschaftsflüchtlingen nach Deutschland kommen 

•}d durch das bloße Aussprechen des Wortes 
S-Syl' ein Bleiberecht erlangen, wenn in unseren 
tädten, Dörfern und Kreisen sämtliche Unterbrin- 

^Un8smöglichkeiten restlos erschöpft sind, wenn 
,ch die ständig angespanntere Situation zu Lasten 
^r wirklich politisch Verfolgten auszuwirken droht 
^ dann ist es unbegreiflich, daß in der SPD diese 
u 

lrklichkeit nicht zur Kenntnis genommen wird 
"? statt dessen abstrakte Diskussionen über das 
dlvidualgrundrecht auf Asyl geführt werden. 

-^Gewalt wirksam begegnen  
j^auso unverständlich ist es, daß sich die SPD- 
ke

nenminister einer Verschärfung jener gesetzlichen 
ty-^rnungen verweigern, mit denen der Staat 
die M mere Instrumente gegen den rechten Mob in 
saCh and bekäme- Der Gewalt gegen Menschen und 
fip,v, en kann nicht allein mit auch noch so gut settieim„_      .« -1  

— mi iiivill allein inn auv/ii uuvii ov. t>"» 

den 6lnten symbolischen Handlungen begegnet wer- 
• andern nur mit der erkenn! 

(Fortsetzung Seite 2) 
keit' SOndern nur mit der erkennbaren Wehrhaftig- 

Unserer Demokratie. 
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3. Parteitag der CDU Deutschlands 
Aus der vorläufigen 
Tagungsfolge 
Montag, 26. Oktober 1992 
1. Plenarsitzung 

Eröffnung und Begrüßung: 
Bundeskanzler Helmut Kohl, Vorsitzen- 
der der CDU Deutschlands; 
Bericht der Parteivorsitzenden 

2. Plenarsitzung 

Bericht des Generalsekretärs; 
Bericht des Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion; 
Bericht des Bundesschatzmeisters 
sowie die nach § 23 Abs. 2 Parteienge- 
setz erforderliche Vorlage des Rechen- 
schaftsberichtes 1990; 
Bericht des Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion des 
Europäischen Parlaments 

Wahl des Bundesvorstandes 
• Wahl des Vorsitzenden, 
• Wahl des Generalsekretärs, 

• Wahl der 4 stellvertretenden 
Vorsitzenden, 

• Wahl des Bundesschatzmeisters, 

• Wahl weiterer 7 Mitglieder 
des Präsidiums, 

• Wahl weiterer 26 Mitglieder des 
Bundesvorstandes. 

Dienstag, 27. Oktober 1992 
- EUROPATAG - 
3. Plenarsitzung 
Einbringung des europapolitischen 
Antrages des Bundesvorstandes; 
Beratung über den europapolitischen 
Antrag des Bundesvorstandes. 
4. Plenarsitzung 
Antragsberatung und Beschlußfassung 
über den europapolitischen Antrag des 
Bundesvorstandes 

Mittwoch, 28. Oktober 1992 
5. Plenarsitzung 
Grußwort des CSU-Vorsitzenden, Bun- 
desminister Theodor Waigel; 
Schlußwort des Vorsitzenden der CDU 
Deutschlands. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Der Grund für die Wirklichkeitsverweige- 
rung der SPD liegt darin, daß sie den 
weltgeschichtlichen Wandel offensicht- 
lich noch immer nicht verstanden hat. 
Das Scheitern des Sozialismus hat die 
SPD, die sich noch immer als „Partei des 
demokratischen Sozialismus" bezeichnet, 
in eine tiefe Identitätskrise gestürzt. Die 
inhaltlichen und personellen Führungs- 
kämpfe der Sozialdemokraten sind Aus- 
druck dieser Krise und gehen zu Lasten 
aller Bürger. Deutschland kann nicht dar- 
auf warten, bis die SPD ihre neue Identi- 
tät gefunden hat. 

Die Führungsspitze der SPD bleibt aufg^ 
fordert, die Wirklichkeitsverweigerung' 
weiten Teilen der Partei zu überwinden 
und die Blockade in der Asylpolitik un 
bei der notwendigen Verschärfung der 
Gesetze zum Schutz des inneren Friede 
aufzugeben. 
Wie sehr sich die WirklichkeitsverweigS' 
rung auch in Teilen der Gewerkschafte 
fortsetzt, hat die wilde Polemik des K> 
Medien-Kongresses gegen den Redebe 
trag von DGB-Chef Mayer zur größer 
gewordenen Verantwortung des wiede 
vereinigten Deutschlands in der Welt    ^ 
gezeigt. 
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Das Asylrecht muß vor Mißbrauch 
wirksam geschützt werden 
Öje Koalitionsparteien CDU, CSU 
U|ui FDP haben sich am 13. Oktober 
*uf einen gemeinsamen Kurs in der 
^ylpolitik verständigt und mit großer 
Mehrheit einen gemeinsamen Ent- 
Schließungsantrag verabschiedet: 

*• Ausgangslage 
le Zahl der Asylbewerber in der Bun- 
esrepublik Deutschland ist dramatisch 

^stiegen. Auf Deutschland entfallen — 
°ei steigender Tendenz — zur Zeit mehr 
*'s 60 Prozent der Asylanträge in den 

taaten der Europäischen Gemeinschaft. 
I "ein in den ersten neun Monaten dieses 
ahres waren bereits 319.674 Asylbewer- 

ber2u verzeichnen, so daß 1992 mit 
^em Zugang von 450.000 Asylbewer- 
ern gerechnet werden muß- 

.Und, Länder und Gemeinden stehen vor 
'flfach kaum noch lösbaren Aufgaben. 
,!e öffentlichen Haushalte werden, vor 

,. ern im Bereich der Sozialhilfe, unver- 
naltnismäßig belastet. 

^r°tz beachtlicher Ausweitung der Bear- 
e>tungskapazitäten und erheblichen 

^nstiegs der entschiedenen Fälle nimmt 
v

er Rückstau unerledigter Anträge bei 
erwaltungsbehörden und -gerichten 

mmer weiter zu. 
yle hohe Zahl der Asylbewerber, die die 

Aussetzungen für eine Anerkennung 

tisch erfü,len' 8eht zu Lasten der P0,i- 
hafh VerfolSten- Das Asylrecht muß des- 
w    Vor Mißbrauch wirksam geschützt 
..   . ^Cn. Pc je» P:n Rprht 7iim Srhiit7 vnr 

aussichtslose Fälle schnell entschieden 
und muß der Aufenthalt dieser Antrag- 
steller möglichst umgehend beendet wer- 
den, um das Recht auf Asyl für politisch 
Verfolgte gewährleisten zu können. 

II. Folgerungen 
P Politisch Verfolgte im Sinne der Gen- 

Flüchtlingskonvention werden auch 
weiterhin in Deutschland als Asylberech- 
tigte anerkannt. 

Unter Beachtung der Genfer Flücht- 
lingskonvention und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention soll in einem 
verkürzten Verfahren beschieden werden, 
• wer aus einem Land stammt, bei dem 
grundsätzlich davon ausgegangen wird, 

Politi 8Un Verfolgung, nicht zur Beseiti- 
n8 sozialer Notlagen. 

da f gesteht dringender Handlungsbe- 
• insbesondere müssen offensichtlich 

Gemeinsamer 
Entschließungsantrag von 
CDU, CSU und FDP zur 

Asylpolitik 

daß dort keine politische Verfolgung 
stattfindet; 
• wer aus einem sicheren Drittstaat 
kommt; 
• wer im Besitz von gültigen Einreisedo- 
kumenten für ein sicheres Drittland ist; 
• wer aus einem Land kommt, in dem er 
in einem rechtsstaatlichen Verfahren und 
nach den Maßstäben der Genfer Flücht- 
lingskonvention bereits als Asylbewerber 
abgelehnt worden ist; 
• wer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in erheblicher Weise straffällig 
geworden ist; 



Seite 4  •   UiD 31/1992 
ASYLPOLITIK 

• wer seine Mitwirkungspflichten, insbe- 
sondere zur Feststellung seiner Identität, 
in gröblicher Weise verletzt; 
• wer nach Einreise in die Bundesrepu- 
blik Deutschland die Stellung seines 
Asylantrages grundlos verzögert. 

_ Eine Asylgewährung muß grundsätz- 
lich ausgeschlossen sein, wenn aufgrund 
völkerrechtlicher Verträge ein anderer 
Staat für die Durchführung des Asylver- 
fahrens zuständig ist und dieser die Gen- 
fer Flüchtlingskonvention beachtet. 

Ferner muß eine Asylgewährung aus- 
geschlossen sein, wenn der Ausländer ein 
schweres nicht politisches Verbrechen im 
Sinne des Art. I der Genfer Flüchtlings- 
konvention begangen hat. 

J Der Zugang zu einem geordneten 
Verfahren mit rechtlichem Gehör und 
Rechtsschutzmöglichkeit ist vorzusehen. 
Um in denjenigen Fällen, in denen ein 
Asylbegehren offensichtlich unbegründet 
ist und dem Ausländer keine irreparablen 
Nachteile drohen, eine rasche Aufent- 
haltsbeendigung vornehmen zu können, 
müssen aufenthaltsbeendende Maßnah- 
men sofort vollzogen werden können. 

Bürgerkriegsflüchtlinge, die in 
Deutschland Aufnahme gefunden haben, 
müssen einen asylverfahrensunabhängi- 
gen vorübergehenden Aufenthaltsstatus 
erhalten. Solange dieser Status besteht, 
muß die Stellung von Asylanträgen aus- 
geschlossen sein. 

Darüber hinaus muß die Bundesre- 
publik Deutschland gleichberechtigt an 
europäischen Regelungen und Abspra- 
chen auf dem Gebiet des Asylrechts und 
der Asyl- und Flüchtlingspolitik mitwir- 
ken und teilnehmen und mit den anderen 
europäischen Staaten ein vereinheitlich- 
tes europäisches Asylrecht schaffen kön- 
nen. In den anderen Staaten der Europäi- 

schen Gemeinschaft ist die Genfer Kon- 
vention gemeinsame Grundlage für die 
Asylgewährung. Es müssen die rechtli- 
chen Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, daß die Bundesrepublik 
Deutschland sich einer europäischen 
Harmonisierung des Asylrechts anschlie- 
ßen kann. 

_ Zur Erreichung dieser Ziele soll Art- 
16 Abs. 2 Satz 2 GG geändert werden. 

Unbeschadet dessen müssen in Buna 
und Ländern alle Anstrengungen unter- 
nommen werden für die Umsetzung und 
vollständige Anwendung des Asylverfan- 
rensbeschleunigungsgesetzes, für die Au 
Schöpfung aller Beschleunigungsmögl'cn 

keiten vor allem bei straffälligen Asylbe- 
werbern, insbesondere bei Verstößen 
gegen das Betäubungsmittelgesetz, sow' 
für eine konsequente Abschiebung ausre 

sepflichtiger abgelehnter Asylbewerber. 
Das zur Identifizierung von Asylbewer- 
bern erforderliche automatisierte Finger' 
abdrucksystem AFIS ist schnellstmög- 
lichst einsatzbereit zu machen. 

EQ Der wirtschaftliche Anreiz für p0'1' 
tisch nicht verfolgte Ausländer, nach 
Deutschland zu kommen, muß gemin^ 
werden. Deshalb muß das Bundessozia - 
hilfegesetz geändert werden. Die Leistu 
gen sind grundsätzlich auf das Notwen- 
dige zu beschränken. Dabei muß die 
Sachleistung Vorrang vor der Geldlei- ^ 
stung erhalten. Für Ausländer, die sicn 
Aufnahmeeinrichtungen aufhalten, ist 
Gewährung von Sachleistungen verbin 
lieh vorzuschreiben. 

_j Die auf West-Europa gerichtete 
Zuwanderung ist Teil weltweiter Wand 

rungsbewegungen. Die Bekämpfung °- 
Ursachen für Wanderung und Flucht l 
die langfristig wichtigste und eflektivs 
Antwort auf den Wanderungsdurck. y 
kann nicht Aufgabe einer Nation allein 
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Se'n; hier ist die internationale Staatenge- 
meinschaft und insbesondere die Euro- 
päische Gemeinschaft gefordert. Unab- 
hängig von den asylrechtlichen Neurege- 
lungen muß kurzfristig geprüft und ent- 
Schieden werden, welche Maßnahmen 
d'e Europäische Gemeinschaft ergreifen 
s°Hte, um die wirtschaftlichen, sozialen 
ünd menschenrechtlichen Bedingungen 
'n den Hauptherkunftsländern der Asyl- 
^Werber zu verbessern. 

to __ Zusätzlich zu asylrechtlichen Neu- 
re8elungen muß geprüft werden, ob ein 
^•Wanderungsbegrenzungsgesetz die 
^verfahren wirksam entlasten kann. 

[ft. Wir wollen, daß Deutsch- 
end ein ausländerfreundliches 
l*nd bleibt. 

.ei uns leben 6 Millionen Ausländer. Sie 
,nd Teil unseres Arbeits- und Gesell- 
chaftslebens. Sie leisten einen bedeuten- 

Ein Signal 
. . . trotzdem bedeuten die Vereinbarun- 
gen ein Signal, der Asylproblematik 
wirksam zu begegnen. Sie bieten 
zugleich eine Vielzahl von Anknüp- 
fungspunkten fiir die Sozialdemokra- 
ten, deren Zustimmung fiir die Grund- 
gesetzänderung erforderlich ist. Doch 
die Genossen beharren auf einer nicht 
nachvollziehbaren Verweigerungshal- 
tung. Das ist in mehrfacher Hinsicht 
peinlich. Rheinische Post 

den Beitrag zu unserer sozialen Sicherung 
und bereichern das kulturelle Leben in 
unserem Land. 

Das gut nachbarschaftliche Zusammenle- 
ben mit Ausländern muß bewahrt und wo 
nötig verbessert werden. Ihre Integration 
muß weiter gefördert werden. 

Russischer Investor kauft Teil der Zellstoffwerke Pirna 
Das russische Unternehmen Sokol- 
niki (Moskau) übernimmt einen 
feil der in Liquidation stehenden 
bereinigten Zellstoffwerke Pirna 
GmbH (Pirna). Wie Treuhanddi- 
rektor Ludwig Trenkner mitteilte, 
*>rd das ehemalige Werk I für den 
symbolischen Preis von einer Mark 
veräußert. 

Der Betriebsteil wird mit einem Inve- 
st'tionsvolumen von über 300 Millio- 
nen DM saniert, die Produktion von 
Zellstoff soll wieder aufgenommen 
Werden. 130 Beschäftigte werden 
s°fort übernommen, weitere 220 fin- 
^ en nach Abschluß der zweieinhalb 
anre dauernden Sanierungs- und 
nvestitionsphase einen Arbeitsplatz. 

Die Finanzierung der Investition wird 
den Angaben zufolge zu 200 Millionen 
DM über den Export russischer Kohle 
sichergestellt. Die übrigen rund 100 
Millionen DM stellen der Bund und 
der Freistaat Sachsen bereit. Die öko- 
logischen Altlasten des zu DDR-Zei- 
ten größten Umweltverschmutzers an 
der Elbe in Höhe von acht Millionen 
DM werden von Sokolniki übernom- 
men. 

Trenkner zufolge ist es mit dem Ver- 
kauf des Pirna-Werkes erstmals gelun- 
gen, Investoren über Tauschgeschäfte 
mit Osteuropa zu gewinnen. Die zu 
100 Prozent privatisierte Sokolniki 
betreibt eine Papierfabrik sowie eine 
Druckerei. 
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Ein deutscher Patriot und Europäer 
Zum Tode von Willy Brandt 

erklärte Bundeskanzler 
Helmut Kohl: 

Mit Willy Brandt verliert Deutschland 
eine herausragende und prägende Per- 
sönlichkeit. Er hat wie nur wenige zum 
Ansehen unseres Vaterlandes in der Welt 
beigetragen. Unser Mitgefühl gilt seiner 
Frau und seiner Familie. 

Willy Brandts politisches Wirken war 
geprägt von den Erfahrungen mit zwei 
totalitären Diktaturen auf deutschem 
Boden. Diese Erfahrungen waren für ihn 
Verpflichtung, seine Kraft in den Dienst 
von Frieden und Freiheit zu stellen. 

Er konnte Menschen begeistern, 
aber auch polarisieren  

In diesem Geiste war Willy Brandt stets 
deutscher Patriot, Europäer und Weltbür- 
ger zugleich. So verstand er sich im 
Kampf gegen die nationalsozialistische 
Gewaltherrschaft, und so verstand er sich 
im Kampf gegen das kommunistische 
Regime als Regierender Bürgermeister im 
geteilten Berlin. 

Als Vorsitzender der SPD scheute Willy 
Brandt nicht die leidenschaftliche politi- 
sche Auseinandersetzung. Er konnte 
Menschen begeistern, er konnte aber 
auch polarisieren. Dies gilt insbesondere 
für seine Politik der Öffnung nach Osten. 
Sein Ziel war es, die Interessen des 
damals geteilten Deutschland im weltwei- 
ten Entspannungsprozeß zur Geltung zu 
bringen. 

Die Verleihung des Friedensnobelpreises 
im Jahre 1971 war auch Ausdruck des 
hohen Ansehens, das er als Bundeskanz- 

ler für das demokratische Deutschland 
erworben hatte. Die außergewöhnliche 
Wertschätzung, die Willy Brandt weltweit 
genoß, beruhte aber auch auf seinem 
engagierten Eintreten für einen Ausgleich 
zwischen Nord und Süd. Er hatte sehr 
früh erkannt, daß dies — neben der Über- 
windung des Ost-West-Konfliks — eine 
Schicksalsfrage unserer Zeit ist. 

Willy Brandt hat nicht nur in seinen 
Staatsämtern Politik und politische Kul- 
tur in Deutschland mitgestaltet. Sein 
Wort hatte über Parteigrenzen hinaus 
Gewicht. 
Mit seiner Lebenserfahrung und seiner 
Weisheit hat er viel zur Versöhnung der 
Deutschen mit ihrer Geschichte beigetra- 
gen. 
Ich selbst verdanke ihm — vor allem in 
den letzten Jahren — klugen Rat. Bei def 

Wiederherstellung der staatlichen Einhel 

Deutschlands konnte ich auf seine Unte 
Stützung zählen. Schon vor dem Fall der 
Berliner Mauer hatte er erkannt, daß slC 

die Chance zur Überwindung der Spa'' 
tung Deutschlands und Europas bieten 
und daß sich die Sehnsucht aller Deut- 
schen nach Freiheit und Einheit erfüHe0 

werde. 

Willy Brandt hat sich um 
unser Vaterland verdient gemach^ 

Seine Worte als Alterspräsident des 
ersten frei gewählten gesamtdeutschen 
Bundestages bleiben unvergessen und 
sind uns Vermächtnis: Wir haben die t 
heit Deutschlands im Innern zu vollen- 
den, die Einigung Europas voranzubrin- 
gen und unserer gewachsenen Mitvera 
wortung in der Welt gerecht zu werden- 
Willy Brandt hat sich um unser Vaterlan^ 
verdient gemacht. 
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Mehrheit der Jugendlichen blickt 
optimistisch in die Zukunft 
Jer IBM Deutschland GmbH und 
7I1 Institut für Empirische Psycholo- 
ge «st für die Jugendstudie 1992 zu 
?anken. Wer viel mit jungen Menschen 
? Gespräch ist, den können die 
J^bnisse der 92er IBM-Jugendstu- 

le nicht überraschen. 

Prozent der Jugendlichen blicken 
Ersichtlich und optimistisch in ihre 

Jersönliche Zukunft. Weniger als fünf 
r°zent sehen die weitere Entwicklung 

• ^gesprochen düster. Gerade auch im 
. lernationalen Vergleich schneidet 

eutschland im Hinblick auf die wirt- 
haftiiche Situation, Bildungsmöglich- 

t-e,len, soziale Sicherheit und persönliche 
re'heit besonders gut ab. 

,.aß in der jungen Generation der 
unsch nach traditionellen Lebensfor- 

j en zugenommen hat — 70 Prozent aller 
^endlichen wollen heiraten, 75 Prozent 

.Pater einmal Kinder haben — bestätigt 
f
Ie Haltung der CDU/CSU-Bundestags- 
a^tion, Ehe und Familie auch weiterhin 

. ter den besonderen Schutz des Staates *u stell en. 

^ e nichtig unsere Bemühungen für eine 
^ ssere Vereinbarkeit von Familie und 
Jruf sind, zeigt die Studie ebenfalls, 
^ ch der junge Frauen zu 89 Prozent 
J'J'jstätigkeit mit Familie und Beruf 
K 

rbinden wollen. 
Di»    . 
de    

Xlstentiellen Wünsche gerade auch 
1^    u§endlichen in den neuen Bundes- 
A    em nach einer gesicherten Ausbil- 
^ % und Arbeit, nach einer eigenen 
Sa   

nung und sozialer Sicherheit insge- 
o„   ' Müssen wir ernst nehmen. Die jun- 
Üci Menschen sind bereit, für eine beruf- 

e Karriere und das Ziel, gutes Geld zu 

verdienen, auch mehr zu leisten. 56 Pro- 
zent im Westen und gar 64 Prozent im 
Osten setzen auf Leistung. 

80 Prozent der Jugendlichen in ganz 
Deutschland sind sicher, daß die wirt- 
schaftlichen und sozialen Unterschiede 
zwischen den alten und den neuen Bun- 
desländern beseitigt werden. 

Lediglich ein Prozent der Jugendlichen 
beteiligt sich aktiv an Aktionen gegen 
Ausländer. Die Studie erwähnt aber auch 
die 13 Prozent, die als konsequent auslän- 
der- und fremdenfeindlich eingestuft wer- 

Der Wunsch nach traditio- 
nellen Lebensformen bei 
der Jugend bestätigt die Hal- 
tung der CDU/CSU zu Ehe 
und Familie. 

den müssen und weiteren 15 Prozent, die 
anfällig für ausländerfeindliche Gedan- 
ken sind. Hier gilt es vor allem, die Ver- 
führer zur Rechenschaft zu ziehen. Den- 
jenigen, die mit ausländerfeindlichen 
Parolen in Deutschland Stimmung 
machen wollen, muß mit aller Entschie- 
denheit begegnet werden. 

Fremdenfeindlichkeit und ausländer- 
feindliche Programme sind eine Schande 
für unser Land. 57 Prozent der Jugendli- 
chen in Deutschland, im Osten sogar 70 
Prozent, sind zumindest teilweise stolz 
darauf, Deutsche zu sein. Diesem Stolz 
schließe ich mich gerne an, wenn wir in 
unserem Vaterland auch gegenüber aus- 
ländischen Mitbürgern Toleranz zeigen. 
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Baubestimmungen überprüfen zur 
Mobilisierung von Bauland 
Der Bundesfachausschuß Städtc- 
und Wohnungsbau der CDU hat 
sich einstimmig dafür ausgespro- 
chen, den Gemeinden und Städten 
die Möglichkeit zu eröffnen, in 
Gebieten mit besonders hohem 
Wohnbedarf auf sofort bebaubare 
Grundstücke eine erhöhte Grund- 
steuer zu erheben („zoniertes 
gemeindliches Satzungsrecht"). 

Ein solches Instrument sei, so der 
Fachausschußvorsitzende Werner 
Dörflinger, zwar kein Allheilmittel zur 
Mobilisierung von Bauland, könne 
aber mithelfen, die sich zuspitzenden 
Probleme auf dem Baulandmarkt zu 
entschärfen. 

Regelungen überprüfen  

In diesem Zusammenhang sprach sich 
der Bundesfachausschuß auch dafür 
aus, angesichts der Probleme auf dem 
Wohnungsmarkt die landesrechtlichen 
Bestimmungen über die einzuhalten- 
den Abstandsflächen, die Verpflich- 
tung, einen Autostellplatz nachzuwei- 

sen sowie die Vorschrift, daß ab einer 
bestimmten Haushöhe ein Aufzug vor- 
handen sein muß, zu prüfen. 

Ziel: Kostenentlastung     _^ 

Der Bundesfachausschuß begrüßte die 
Absicht der Bundesregierung, in dem 
von ihr geplanten Wohnbaulandgesetz 
die gesetzliche Regelung über den 
Erschließungsvertrag, der eine 
Kostenentlastung der Gemeinden zum 
Ziel hat, neu zu gestalten. Gleichzeitig 
müsse aber auch darüber nachgedacht 
werden, ob der nach den Bestimmun- 
gen des Baugesetzbuches umlagefä- 
hige Erschließungsaufwand nicht neu 
definiert werden könne. 

Viele Gemeinden sähen sich bei der 
Erschließung neuer Baugebiete mit 
der Notwendigkeit konfrontiert, bei- 
spielsweise kostspielige Regenüber- 
laufbecken zu bauen, ohne — abgese' 
hen vom Grunderwerb — die dadurch 
entstehenden beträchtlichen Kosten m 
den umlagefähigen Erschließungsaui- 
wand einrechnen zu können. 

83 Prozent aller Jugendlichen, die es für 
wichtig halten, in europäischen Zusam- 
menhängen zu denken, widerlegen die 
Vorurteile, die jungen Deutschen seien 
Europagegner. Immerhin wollen auch 75 
Prozent von ihnen an den Wahlen zum 
Europäischen Parlament im Jahr 1994 
teilnehmen. 

Claudia Nolte, frauen- und jungendpoliti- 
sche Sprecherin der CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion: Es herrscht nicht Friede, 
Freude, Eierkuchen — die Jugendlich 
sind nicht mit allem einverstanden, w 
wir Politiker tun, und wir teilen nicht J.^ 
Überzeugung der jugendlichen Mehrt» 
Doch gerade die vorgelegte IBM-Juge 

Studie belegt: Die jungen Menschen in 
unserem Land sind interessiert an °e^\(\- 
was bei uns geschieht. Sie sollten sich 
bringen. Wir wollen sie anhören und     ^ 
laden zur politischen Mitgestaltung e» • 
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Die sozialen und wirtschaftlichen 
Stärken des Standortes Deutschland 

sichern und bewahren 

K3ch ausführlicher gemeinsamer 
ue.ratung der Bundesfachausschüsse 
(l ""tschaftspolitik und Sozialpolitik 
jr CDU Deutschlands erklärten 
j,ren Vorsitzende Christa Thoben und 

er»nann-Josef Arentz, MdL: 

•i der Herstellung der deutschen Ein- 
U   > den Veränderungen in Ost-Europa 
stell        europäischen Einigungsprozeß 
u len sich für Deutschland zwei zentrale 

eraüsforderungen: 
j^'r müssen die Wettbewerbsfähigkeit 
Ir deutschen Wirtschaft sichern und 
SQ gleich soziale Gerechtigkeit und 

la»en Frieden in Deutschland wahren. 

Vor S°ziale Marktwirtschaft steht heute 
einer historisch einmaligen Bewäh- 

S0^
sProbe: Die Trümmer von 40 Jahren 

l^, a'isrnus müssen weggeräumt und die 
üld nsverr,ältnisse zwischen den jungen 
SCL 

a'ten Bundesländern sowohl wirt- 
Werd   

cn a's aucn sozial angeglichen 
ge   

etl- Den größeren Herausforderun- 
gen •   nen zweifellos die Menschen in 
Qer     &en Bundesländern gegenüber. 
sjCL   e deshalb ist es so wichtig, daß die 
^  r Scnmerzhaften Erfahrungen im 
4rb aSsun8sProzeß durch den Verlust von 
ges 

,tsPlätzen, die Unsicherheit über die 
run   

te materielle Basis, die Verände- 
rn Preisrelationen und den Weg- 
gen  .w°hnter sozialer Rahmenbedingun- 
üje . c.nt die einzigen Erfahrungen sind, 
£s      

lm Übergang machen. 
ü gelingen, durch eine spezifische 

Beschäftigungspolitik, durch unkonven- 
tionelle Arbeitsmarktinstrumente, durch 
die Bereitschaft, zumindest in einer Über- 
gangszeit auch ungewohnte Wege im 
Strukturwandel zu gehen, den Menschen 
neue Zukunftsperspektiven zu geben und 
sie gleichzeitig nicht zu überfordern. 
So verständlich die Ungeduld der Men- 
schen ist, die in kürzerer Zeit eine Anglei- 
chung ihrer Lebensverhältnisse erwartet 
haben, so sehr muß auch daraufhinge- 
wiesen werden, daß die Fehlentwicklun- 
gen und Fehlsteuerungen der vergange- 
nen Jahrzehnte nicht in zwei bis drei Jah- 
ren zu überwinden sind. Um so wichtiger 

Die Soziale Marktwirtschaft 
steht heute vor einer 
historisch einmaligen 
Bewährungsprobe. 

ist es daher, daß in der Zwischenzeit die 
Arbeitsmarktpolitik ihre Brückenfunktion 
wahrnimmt und die Menschen durch 
möglichst betriebsnahe Qualifizierung 
und zumindest zeitweilige Beschäftigung 
zum Beispiel in Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen auf neue Tätigkeiten und 
Beschäftigungschancen vorbereitet. 
Da derzeit eine Entspannung auf dem 
Arbeitsmarkt noch nicht in Sicht ist, dür- 
fen diese Chancen des Übergangs und 
die dazugehörigen Instrumente der 
Arbeitsmarktpolitik nicht abgebaut wer- 
den. Wir wollen verstärkt Anreize schaf- 
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fen, die die Mobilität der Arbeitnehmer 
vom „zweiten" zum „ersten" Arbeits- 
markt erhöhen. 

Vorrangiges Ziel für die Wirtschaftspoli- 
tik muß es sein, neben der Ermutigung 
und Förderung von Existenzgründungen 
und privaten Engagements auch dafür 
Sorge zu tragen, daß die neuen Bundes- 
länder als Industriestandort erhalten blei- 
ben. Dazu müssen die Unternehmen 
durch gezielte Maßnahmen so gefördert 
werden, daß ihre Produkte auf den Welt- 
märkten mit anderen Produkten konkur- 

Besonders schwierige Aufgabe 

rieren können. Vor dem Hintergrund 
weggebrochener Absatzmärkte in Ost- 
Europa ist dies eine besonders schwierige 
Aufgabe. Deshalb begrüßen wir die von 
der Bundesregierung verabschiedeten 
Maßnahmen, um die Produkte aus den 
neuen Bundesländern für die Westmärkte 
attraktiv zu machen und den Osthandel 
wieder zu beleben. 

Die kaum noch zu überschauende Fülle 
an Fördermaßnahmen erweist sich ange- 
sichts des hohen Informationsbedarfs als 
ernstzunehmendes Hemmnis für den 
wirtschaftlichen Wandel in den neuen 
Bundesländern. Daher treten wir mit dem 
Ziel einer wirksameren Ausgestaltung für 
eine Vereinfachung und Bündelung der 
Fördermaßnahmen in den alten wie auch 
den neuen Bundesländern ein. 

Wir erwarten von den Tarifpartnern, daß 
sie sich auf situationsgerechte und diffe- 
renzierte Lösungen, zum Beispiel auf 
Revisionsklauseln und Öffnungsklauseln, 
verständigen. Dies wird in dem Umfang 
erleichtert, in dem es gelingt, in derartige 
Vereinbarungen Formen der Beteiligung 
am Produktivvermögen einzubeziehen. 
Ein solcher partnerschaftlicher Weg ist 
eindeutig Überlegungen vorzuziehen, in 

die Tarifautonomie durch Gesetz einzu- 
greifen. 
Zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes 
erwarten wir von der Politik, daß sie 
durch flexiblere Lösungen bei der Alt- 
Schuldenregelung die Weiterführung vo 
Betrieben erleichtert. Von der Treuhan 
erwarten wir, daß sie sich im Zweifel tu 
vorliegende Sanierungskonzepte und 
nicht für die Liquidation entscheidet. 
Von den Unternehmen in den alten Bvn' 
desländern erwarten wir, daß sie in dies 
Ausnahmesituation zu einem überdurc 
schnittlichen Engagement in den junge 
Bundesländern bereit sind. Kommt es z 
diesem gesteigerten Engagement nicht, 
besteht die Gefahr, daß Bestrebungen 
zunehmen, die Lösung in staatlichem 
Zwang zu suchen. 

Ein rascher wirtschaftlicher Wandel m 
den neuen Bundesländern kommt nUf 

dann zustande, wenn alle Beteiligten > £ 
wirtschafts-, Finanz-, sozial- und tarifp^ 
tischen Instrumente miteinander abst» 
men. Wir unterstützen daher den ange- 
strebten Solidarpakt für Deutschland- 
Nur durch gemeinsame Anstrengunge 

können wir die Leistungsfähigkeit uns 
rer Wirtschaft stärken und den sozial 

Qualifikation der Menschen 

Frieden in ganz Deutschland sichern- 
brauchen Förderungsinstrumente, von 
denen ein positiver Leistungsanreiz tu 
die wirtschaftliche Aufwärtsentwick'U 
ausgeht. 

Zur Festigung und Stabilisierung deS   fl 
Standortes Deutschland insgesamt se 
wir vor allen Dingen folgende Hand- 
lungsfelder: . . 
• Als rohstoffarmes Land ist unser wtf 
tigster Standortvorteil die Qualifikatl0 

der Menschen. Dies setzt eine Dauerai 
strengung sowohl bei der Erstausbil" 
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j*'s auch der arbeitsbegleitenden Weiter- 
bildung voraus. Im internationalen Ver- 
gleich liegt die Schwachstelle unseres Bil- 
^üngssystems derzeit eindeutig in zu lan- 
gen Schul- und Ausbildungszeiten, vor 
a|lem an Gymnasien und Hochschulen 

nd in einer zunehmenden Diskrepanz 
tischen Bildungs- und Beschäftigungs- 
^stemen. 
n der berufsbegleitenden Weiterbildung 

^uß es sowohl um ein noch stärkeres 
Engagement der Wirtschaft als auch um 
^lne zunehmende Bereitschaft von 
Zeitgebern und Arbeitnehmern gehen, 
erufliche Weiterbildung als notwendige 
nd unverzichtbare arbeitsbegleitende 

^aßnahme zu sehen. Weiterbildung als 
nyestition in die Menschen hat dieselbe 
Deutung wie Investitionen in Sachkapi- 

1,nsichtlich der beruflichen Erstausbil- 
uig erwarten wir, daß die bewährte 
orm der dualen Ausbildung auch in 

^ukunft erhalten bleibt und nicht zugun- 
, en gesamtschulischer Modelle aufgege- 

en wird. Zur dauerhaften Akzeptanz der 
gütlichen Bildung als gleichwertiger 
'ternative zu anderen Ausbildungswe- 

*en 'st es notwendig, daß die Durchläs- 
sen und die damit verbundenen Auf- 
legschancen in der privaten Wirtschaft 
nd im öffentlichen Dienst sichergestellt 

^rden. 

^er wirtschaftliche Aufschwung in den 
euen Bundesländern setzt eine leistungs- 

S^gnsive Infrastrukturpolitik 
nige und ausgebaute Infrastruktur vor- 
s- Um die Voraussetzung hierfür weiter 

off ZU^auen' sPrecnen wir uns für eine 
a 

eftsive Infrastrukturpolitik aus, die 
d 

cfl mit dem Einsatz der Instrumente 
r Arbeitsmarktpolitik stärker verknüpft 

s erden sollte. 
e HUiß den Abbau von den wirtschaftli- 

chen Aufschwung hemmenden Regulie- 
rungen bei Eigentums- und Vermögens- 
fragen in den neuen Bundesländern 
ebenso beinhalten wie eine weitere 
Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren im gesamten 
Bundesgebiet. Zudem sind nichtabgeflos- 
sene finanzielle Mittel des Bundeshaus- 
haltes für Infrastrukturmaßnahmen in die 
neuen Bundesländer umzulenken. 

• Für die Wettbewerbsfähigkeit äußerst 
wichtig ist darüber hinaus, daß es gelingt, 
moderne Technologien, zum Beispiel 

Soziale Akzeptanz erforderlich 

Gentechnologien, zu entwickeln und bei 
uns anzuwenden. Dafür sind klare gesetz- 
liche Rahmenbedingungen, ökologische 
Verträglichkeit und soziale Akzeptanz der 
Veränderungen erforderlich. 

Die Akzeptanz technologischer Verände- 
rungen ist deshalb so wichtig, weil ohne 
diesen Konsens die gewollte und von 
allen gewünschte Produktivität und damit 
Wettbewerbsfähigkeit nicht zu erreichen 
ist. 

• Zur Sicherung der Wettbewerbsfähig- 
keit gilt es, hohe Produktivitätsfort- 
schritte zu ermöglichen, um ein hohes 
Lohnniveau, soziale Sicherheit und 
Sicherheit der Arbeitsplätze gleichzeitig 
zu gewährleisten. Daraus ergeben sich 
sowohl für die Tarifpartner als auch für 
das unternehmerische Management 
gesamtwirtschaftliche Verpflichtungen. 

• Der Grundgedanke der Partnerschaft 
in der Sozialen Marktwirtschaft muß 
auch darin seinen Ausdruck finden, daß 
die Arbeitnehmer stärker als bisher Betei- 
ligungsrechte an den Unternehmen hal- 
ten. Dies stärkt nicht nur die Eigenkapi- 
talbasis, sondern auch die Identifikation 
der Arbeitnehmer mit unserer Wirt- 
schaftsordnung. Wir appellieren an die 
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Tarifpartner, die vom Gesetzgeber ange- 
botenen Fördermöglichkeiten auszu- 
schöpfen und eigene vermögenspolitische 
Aktivitäten in den neuen wie den alten 
Bundesländern zu ergreifen. 

• Wir begrüßen das vom Bundesfinanz- 
minister vorgestellte Konzept zur Unter- 
nehmensteuerreform, in dem eine Absen- 
kung der Höchststeuersätze für Gewerbe- 
steuerpflichtige beabsichtigt ist und das 
durch die Kürzung von Abschreibungen 
aufkommensneutral gestaltet werden soll. 

Gerade die im internationalen Vergleich 
hohen Spitzensteuersätze stellen ein psy- 
chologisches Investitionshemmnis für 
ausländische Investoren dar. Deshalb 
dient die Absenkung der Höchststeuer- 
sätze für Gewerbesteuerpflichtige der 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen und damit der Sicher- 
heit der Arbeitsplätze. 

• Wir wollen flexiblere Arbeitszeitfor- 
men. Dies gilt sowohl für Maschinenlauf- 
zeiten — unter Wahrung des Wochenend- 

Mehr Flexibilität 

Schutzes, vor allem aber des Sonntages — 
als auch für individuelle Formen von 
Arbeitszeitgestaltung. Dieser Weg zu 
mehr Flexibilität darf allerdings nicht zu 
mehr ungeschützten Arbeitsverhältnissen 
führen. Im Gegenteil: Wir wollen zur 
ursprünglich durch das Recht gewollten 
Ausnahmeregelung zurück. Die derzeitige 
Situation ist sowohl unter Wettbewerbs- 
gesichtspunkten verzerrend als auch 
unter sozialen Gesichtspunkten vom 
Gesetzgeber nicht wünschenswert. 

In der Arbeitsvermittlung brauchen wir 
eine höhere Effizienz. Wir begrüßen des- 
halb laufende Modelle, die teils durch die 
Arbeitsverwaltung selber, teils in Koope- 
ration mit anderen versuchen, diese Effi- 
zienz zu erhöhen. 

• Die Sicherung des sozialen Friedens ist 
unverzichtbar. Zu diesem sozialen Frie- 
den gehört als wesentlicher Bestandteil 
ein ausgebautes System sozialer Sicher- 
heit. Vor dem Hintergrund der aktuellen 
Debatte muß darauf hingewiesen werden, 
daß der Anteil der Sozialleistungen am 
Bruttosozialprodukt im Zeitraum von 
1982 bis 1990 um rund vier Prozent 
zurückgegangen ist. Dies entspricht einer 
Entlastung von rund 95 Milliarden DM 
allein im laufenden Jahr. Allerdings sind 

Umbau statt Ausbau ^ 

die Sozialleistungen nominal um ein Dot' 
tel auf über 700 Milliarden DM angestie- 
gen. Dies zeigt: Die CDU hat den Sozial- 
staat nicht ab-, sondern umgebaut. 

Angesichts der neuen Herausforderunge11 

in Deutschland muß dem Prinzip 
„Umbau statt Ausbau" zur Sicherung deS 

sozialen Friedens Vorrang eingeräumt 
werden. Gleichzeitig halten wir die wei- 
tere Verbesserung des FamilienlastenauS' 
gleichs sowie die Einführung der Pflege- 
versicherung für wünschenswert und not' 
wendig. 

Eingriffe in das soziale Netz sind zur 
Konsolidierung der Finanzen nicht 
zweckdienlich. Wer dies fordert, verkenn 
die herausragende Funktion unseres 
sozialen Netzes. Es schützt alle Bürger tf 
Deutschland vor den Risiken, die der ein' 
zelne nicht zu tragen vermag. 

Zitat 
Das Musterland der Bürokratie ist 
Nordrhein- Westfalen. Bis einer hier 
seine Fabrik aufmachen kann, hätte 
er in Portugal schon die ersten Pen- 
sionäre. Norbert Blun* 
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auf 285.210 in 1990 zu. Die Studienanfän- 
gerquote in Prozent des Durchschnitts- 
jahrganges der 19- bis unter 21jährigen 
stieg von 19,7 in 1985 auf 35,8 Prozent in 
1990. Während die Studentenzahl insge- 
samt explodierte, blieb die Zahl der 
Hochschulabsolventen vergleichsweise 
konstant. 
An unseren Massenhochschulen studie- 
ren heute junge Leute in Strukturen, die 
sich für wesentlich kleinere Hochschulen 
eignen, an denen wesentlich kleinere 
Anteile eines Altersjahrganges studieren 
und die sich vor allem an anderen Ausbil- 
dungszielen und -notwendigkeiten orien- 
tieren, als sie heute von Hochschulen 
erwartet werden: Die Ausbildung eines 
wissenschaftlichen Nachwuchses oder 

Hochschulpolitik auf dem Prüfstand 
pas Bundeskabinett hat am 7. Okto- 
ber - auf ausdrücklichen Wunsch des 
Bundeskanzlers - einen Bericht des 
Kundesministers für Bildung und Wis- 
senschaft zur Situation der Hochschu- 
en in der Bundesrepublik Deutsch- 
end beraten. 

Pamit werden erneut Hochschulpro- 
°'erne und Maßnahmen zur notwendigen 
Verbesserung im Kabinett diskutiert, 
^chdem die Bundesregierung durch drei 
"ochschulsonderprogramme seit 1989 
^n vorrangig verantwortlichen Ländern 
^nd fünf Milliarden Mark zusätzliche 
ßundesmittel zur Schaffung weiterer Stu- 
aienplätze, zur Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses und von 
grauen in Wissenschaft, zur Stärkung der 
^achhochschulen und insbesondere zur 
Neuerung der Hochschulen in den 
neuen Ländern bereitstellte. 
^e'd allein reicht nicht mehr zur Lösung 

er Hochschulkrise. Strukturreformen, zu 
erien mittlerweile auch die Hochschul- 

[ektorenkonferenz bereit ist, sind längst 
uberfällig. 

en derzeit rund 1,8 Millionen Studie- 
j"enden an über 300 Hochschulen stehen 
ediglich rund 900.000 ausgebaute Stu- 
,er»plätze zur Verfügung. Die durch- 

. chnittliche Verweilzeit an Universitäten 
st auf inzwischen 14,6 und an Fachhoch- 

A°hulen auf 9,2 Semester gestiegen. Der 
nteil der Studienabbrecher ist hoch (im 
Urchschnitt über 25 Prozent) und steigt 
S'ter. In einigen Studiengängen machen 
er 60 Prozent der Studienanfänger kei- 

f en Abschluß. Die Zahl der Studienan- 
soüfer ist seit dem Offenhaltungsbe- 
^nluß 1977 um 72,8 Prozent, die des wis- 
p nschaftlichen Personals nur um sechs 
anfZent 8estiegen- Die Zahl der Studien- 
ntä*ger nahm von rund 165.500 in 1977 

Von Norbert Lammert, Par- 
lamentarischer Staatssekre- 
tär beim Bundesinnenminister 
für Bildung und Wissenschaft 

einer schmalen intellektuellen Elite ist 
den Anforderungen einer breit angeleg- 
ten Berufsausbildung auf wissenschaftli- 
chen Niveau gewichen. 
Die Bundesrepublik hat nicht zu viele 
Hochschulabsolventen. Aber die Frage 
muß gestellt und beantwortet werden, ob 
• die Hochschulstruktur den Bildungs- 
und Ausbildungswünschen der jungen 
Leute wie den Arbeitsmarkterfordernis- 
sen Rechnung trägt, 
• mit Blick auf die Leistungsfähigkeit des 
Hochschulsystems Konkurrenz und Wett- 
bewerb in und zwischen den Hochschu- 
len ausreichen, 
• durch die Wiederherstellung bzw. Stei- 
gerung der Autonomie der Hochschulen 
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die Effizienz eingesetzter Ressourcen ver- 
bessert werden kann. 
Die Diskussion im Bundeskabinett ist ein 
wichtiger Beitrag zu einer längst überfälli- 
gen, auch die anderen Sektoren des Bil- 
dungswesens und die Schnittstellen 
dazwischen berücksichtigenden hoch- 
schulpolitischen Diskussion. 
Bund und Länder müssen 
• einen ersten berufsqualifizierenden 
Abschluß an Universitäten grundsätzlich 
nach acht Semestern ermöglichen, 
• Fachhochschulen vorrangig ausbauen 
und dabei auch Ressourcen von Universi- 
täten auf Fachhochschulen verlagern, 
• die Zahl der Studienplätze ausbauen 
und die Personal- und Sachausstattung 
verbessern, 
• überzeugende Ausbildungsalternativen 
für Abiturienten anbieten durch Ausbau 
von Berufsakademien und dualen Ausbil- 
dungsangeboten im tertiären Bereich. 
Von besonderer Bedeutung in dem 
Zusammenhang ist der vom Bundesmini- 
ster des Innern zugesagte Bericht zur 
Sicherung der Funktions- und Wettbe- 

werbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes, 
in dem auch die Frage der Eingangsbe- 
soldung für Fachhochschulabsolventen 
geprüft werden soll. 
Bei der jetzt weiterhin notwendigen Sich- 
tung von Problemen im Hochschulbe- 
reich und zu erarbeitenden Lösungsvor- 
schlägen im Detail muß es eine umfas- 
sende Bestandsaufnahme geben, bei der 
es keine politischen Tabus geben darf. 
Wer das Überleben der deutschen Hoch- 
schulen als herausragender Stätten von 
Forschung und Lehre sichern will, muß 
überholte Strukturen und Denkgewohn- 
heiten durch Innovationen überwinden- 
Dann — aber eben auch erst dann — 
wird ein Gespräch des Bundeskanzlers 
mit den Ministerpräsidenten unter Betei- 
ligung von Organisationen der Wirtschai 
und Wissenschaft zu grundsätzlichen Ffa 

gen der Bildungs- und Forschungspolit,|c 

die entstandenen Probleme aufgreifen 
und — in gesamtstaatlicher Verantwor- 
tung — zu den bildungs- und auch 
finanzpolitischen Schlußfolgerungen f^n 
ren, auf die der Standort Deutschland 
angewiesen ist. 

Grundstein für Bayer-Werk in Bitterfeld gelegt 
Der Grundstein für ein neues ost- 
deutsches Werk der Bayer AG 
(Leverkusen) ist am 12. Oktober in 
Bitterfeld gelegt worden. Rund 750 
Millionen DM investiert der nach 
eigenen Angaben viertgrößte Che- 
miekonzern der Welt in die Produk- 
tionsstätte in Sachsen-Anhalt. 

Bis 1994/95 sollen in der Tochter- 
Gesellschaft Bayer Bitterfeld GmbH 
750 Arbeitsplätze geschaffen werden, 
sagte Pol Bamelis, Vorstandsmitglied 
der Bayer AG. Ebenso viele Stellen 
sollen in externen Betrieben neu ent- 
stehen oder gesichert werden, auf 

deren Dienstleistungen Bayer zurück- 
greifen will. 

Treuhand-Präsidentin Birgit Breuel 
wertete die Großinvestition als ein 
ermutigendes Signal für den wirt- 
schaftlichen Aufschwung in der 
Region Bitterfeld und in Ostdeutsch- 
land. 

In Bitterfeld sollen auf dem 53 Hektar 
großen Gelände am Rande der Che- 
mie AG Bitterfeld-Wolfen ein Lack- 
harz-Betrieb, ein Betrieb für pharma- 
zeutische Erzeugnisse, für Haut- und 
Körperpflegemittel sowie Methylcellu- 
loseproduktion entstehen. 
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Studienzeiten verkürzen und die 
Lehre an den Hochschulen verbessern 
Uei" Vorsitzende des Bundesfachaus- 
^husses Kulturpolitik, Georg Gölter, 
•^t am 8. Oktober ein Aktionspro- 
gramm zur Studienzeitverkürzung und 
^r Verbesserung der Lehre an den 
Witschen Hochschulen vorgelegt. 

2iel 
daß 

Setzung des Aktionprogramms ist es, 
möglichst viele Studenten den ersten 

erufsqualifizierenden Abschluß in ihrer 
pgelstudienzeit erreichen können. Hier- 
Ur 'st notwendig eine umgehende Inan- 
Wnahme der Änderung der Studien- 
.^kturen in Deutschland, wie sie seit 
lniger Zeit übereinstimmend vom Wis- 
enschaftsrat und von der Hochschulrek- 
°.renkonferenz gefordert wird. Ange- 
'chts überfüllter Hochschulen ist eine 
Wanderung des Universitätsstudiums in 
eutschland dringend notwendig. Hierzu 

^uß ein Gesamtkonzept aller Verant- 
°rtlichen für die Hochschulpolitik ein- 

leitet werden: 

lessening der Studienberatung 
1 Schulen, Universitäten und 
achhochschulen 

s.^artungen und Ansprüche der Univer- 
,.atsstudien und der Fachhochschulstu- 
£C.n müssen zu einem möglichst frühen 
^itpunkt zumindest in Umrissen 
Dfi. nnt sem- Die Schulen müssen ver- 
^ 'chtet werden, bereits bei Eintritt in die 
w. Ur)darstufe II der Gymnasien auf die 
Zu    .ge Bedeutung einzelner Fächer hin- 
st 

Weisen. So ist z. B. ein Mathematik-Lei- 
sch      Urs m ^en wirtscnaftswissen" 
f0?aftlichen Fächern für den Studiener- 
. g in der Regel unabdingbar. An den 
ej 1Versitäten und Fachhochschulen muß 
rü 

e exakte Beratung über die Anforde- 
gen und Ziele des Studienganges, vor 

allem durch Einführungsveranstaltungen, 
durchgeführt von erfahrenen Professoren, 
angeboten werden. 

Überprüfung der Studieninhalte 
Jeder Studiengang ist — soweit noch 
nicht geschehen — unter der Berücksich- 
tigung des Ausbildungs- und Studienziels 
im einzelnen auf Studieninhalte und 
Lehrangebot zu überprüfen. Für alle Stu- 
diengänge sind übersichtliche Studien- 
ordnungen und Studienpläne zu erstellen, 
die konsequent auf die jeweiligen Anfor- 
derungen abzustimmen sind. Das Grund- 
studium ist durch eine Vorgabe der 
Abfolge von Lehrveranstaltungen zu 
strukturieren. 

Überprüfung von Studienleistungen 
Engpässe und Wartezeiten bei Semina- 
ren, Übungen und Praktika führen oft zu 
Wartezeiten. Geforderte Leistungen, wie 
Seminararbeiten und Klausuren, nehmen 
Studierende oft so lange in Anspruch, 
daß andere notwendige Leistungen unter- 
bleiben und sich dadurch das Studium 
unzumutbar verlängert. Deshalb ist die 
Zahl der Pflichtnachweise für die Zulas- 
sung zu Prüfungen zu überprüfen. 

Verantwortung der Fachbereiche 
für Lehrangebot und Lehrleistung 
Eine Verbesserung des Lehrangebotes 
und der Lehrleistung muß sich vor allem 
in der Verantwortung der Fachbereiche 
bzw. Fakultäten vollziehen. Die CDU 
schlägt vor, zur Unterstützung des 
Dekans und des Fachbereichsrates mehr- 
jährig amtierende Fachbereichsbeauf- 
tragte für die Lehre zu wählen und Stu- 
dienkommissionen zu bestellen. Zur Ver- 
besserung der Transparenz von Studium, 
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Lehre und Prüfungen soll jede Universi- 
tät jährliche Berichte der Fachbereiche 
bzw. der Fakultäten veröffentlichen, wel- 
che die wichtigsten studienspezifischen 
Daten enthalten, wie Fachstudiendauer 
bis zur Diplomprüfung, Studienabbre- 
cher, Absolventenquote und Notenvertei- 
lung bei den Prüfungen. Der Bundesfach- 
ausschuß Kulturpolitik schlägt vor, 
Befragungen von Studierenden bezüglich 
der Bewertung der Lehrqualität überall 
einzurichten. Dozenten sind anzuhalten, 
sich durch Semesterabschlußgespräche 
bei den Studierenden über Ablauf und 
Erfolg der Lehrveranstaltung zu verge- 
wissern. 

Verbesserung der Prüfungs- 
organisation sowie Straffung des 
Prüfungsverfahrens 
Trotz aller Bemühungen, die Prüfungsor- 
ganisation wie das Prüfungsverfahren zu 
verbessern, geht in der Examensphase 
nach wie vor viel Zeit verloren. Hierge- 
gen könnten folgende Schritte Abhilfe lei- 
sten: 
• Überprüfung der Anzahl und Terminie- 
rung der Prüfungsleistungen; 
• Vergabe und Abgabe von prüfungsrele- 
vanten Arbeiten zu festgelegten Termi- 
nen; 
• Begrenzung der Thematik und Abstim- 
mung des Umfanges der Abschlußarbeit 
auf die vorgegebene Bearbeitungsfrist; 
• frühzeitige Festlegung von Prüfungster- 
minen; 
• Wiederholungen von Fachprüfungen 
zu einem von vornherein festgelegten 
Prüfungstermin, möglichst noch im glei- 
chen Semester. 

Stärkere Berücksichtigung päd- 
agogischer Fähigkeiten im Habili- 
tationsverfahren und im Beru- 
fungsverfahren von Professoren 
Stärker als in der Vergangenheit ist bei 

der Habilitation und im Berufungsverfah- 
ren neben der Qualifikation des Bewer- 
bers bzw. der Bewerberin in der For- 
schung auch auf die Fähigkeit zu achten, 
eigene und fremde Forschungsergebnisse 
darzustellen und in ansprechender Form 
zu vermitteln. 

Anreize für Studenten zu einem 
früheren Studienabschluß 
Der Bundesfachausschuß Kulturpolitik 
der CDU fordert Anreize zur früheren 
Beendigung des Studiums. Studiengebüh' 
ren für Langzeitstudierende und Exmatfl' 
kulation jenseits einer festgelegten Rege 

Studienzeit würden die Situation der 
Hochschulen nur gering verändern. Viel 
effektiver sind folgende Maßnahmen: 
• Übertragung einer sogenannten «Ffel" 
schußregelung" auf alle geeigneten Hoc«1' 
schul- und Staatsexamina; 
• Aufnahme der Fachstudiendauer in da 

Abschlußzeugnis auf Antrag des Studen- 
ten; 
• jährliche Auszeichnung von Studenten» 
die den Abschluß innerhalb der Regelst11' 
dienzeit mit überdurchschnittlichen 
Ergebnissen erreicht haben. 

Anreize für Professoren und für 
Hochschulen zur Intensivierung 
der Lehre 
Nicht nur die Forschung soll prämiert 
werden, sondern auch die Lehre. Desha 
regt der Bundesfachausschuß Kulturpo'1" 
tikderCDUan: 
• jährliche Auszeichnung für besonders 
herausragende Lehrleistung durch den 
zuständigen Landesminister auf Vor- 
schlag des Senates der jeweiligen Hoch- 
schule; 
• Anregungen an Stiftungen und Stifte1"' 
verband für die deutsche Wissenschaft» 
besonders wichtige Beiträge für die 
Lehre, wie Lehrbücher, dem Studium 
besonders förderliche Schriften oder 
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Materialien in besonderer Form auszu- 
dehnen. 

°aß innerhalb der Hochschule die Mittel 
!^ Forschungsbereich zumindestens in 

ei'en leistungsbezogen vergeben wer- 
en> wird immer selbstverständlicher. 

^uch im Bereich der Lehre sind lei- 
tungsbezogene Vergabeverfahren zu ent- 

Rekeln. 

^ls Kriterien kommen hierfür in 
bracht: 

die durchschnittliche Studiendauer, 
die Zahl der Absolventen innerhalb 
der Regelstudienzeit, 
die Beurteilung der Qualität der Lehre 
m der Verantwortung der Fachberei- 
che unter der Beteiligung der Studie- 
renden. 

^iterentwicklung des Hochschul- 
sy$tems in Deutschland 

le Verkürzung der Studiendauer und 
le Verbesserung der Qualität der Lehre 

hängen auch davon ab, ob unser Hoch- 
schulsystem sinnvoll weiterentwickelt 
wird. Notwendig sind hierfür 
• der Ausbau der Fachhochschulen, 
• der Ausbau berufsintegrierender Stu- 

diengänge, 
• die Gründung von Berufsakademien, 
• die Neuregelung des Hochschulzu- 

gangs und 
• die Personalstrukturreform über Neu- 

besetzung der Lehrstühle. 
An den Universitäten ist eine Änderung 
der Studienstruktur unabdingbar. Zielset- 
zung muß eine Aufteilung und Abstim- 
mung zwischen Grundstudium, wissen- 
schaftlichem Aufbau- und Vertiefungsstu- 
dium sowie berufsorientiertem Weiterbil- 
dungsstudium sein. 
Universitäten und Fachhochschulen müs- 
sen in einem Weiterbildungskonzept 
Angebote für besonders qualifizierte 
Berufstätige entwickeln, die ihre Kennt- 
nisse wissenschaftlich aktualisieren und 
erweitern wollen. • 

Empörung über das Flensburger Urteil 
j,le Anwesenheit von Behinderten im 
^°tel juristisch als „Mangel einer 
^ e,seleistung" zu bezeichnen, hat bei 
pj? Fremdenverkehrspolitikern der 
I 7^/CSU-Bundestagsfraktion abso- 

es Unverständnis und tiefe Empö- 
Ä ausgelöst. Statt behinderte Mit- 
j r8er zu diskriminieren, sollten wir 
iiJ! Ur'aub für Behinderte erleichtern 
fördern. 
F> • 
A 

lst ein unglaublicher Vorgang, daß das 
de

mtsgericht Flensburg der Klage von 
^.utschen Urlaubern stattgegeben hat, 

.   sich im letzten September von der 
in h esenheit einer Gruppe Behinderter 
ftih]rem Hotel in der Turkei belästigt 
Seh Cn ^er Reiseveranstalter muß nun 

adensersatz für diesen „Reisemangel" 

zahlen. Für die CDU/CSU ist die Ein- 
gliederung behinderter Mitbürger in die 
unterschiedlichsten Lebensbereiche ein 
wichtiges gesellschaftspolitisches Ziel. 
Die Teilnahme an Urlaubsreisen in 
Deutschland und im Ausland gehört 
natürlich ohne jede Einschränkung dazu. 

Rolf Olderog, Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe Fremdenverkehr und Tourismus 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: So 
setzen wir uns dafür ein, z. B. in den 
Fremdenverkehrsgebieten touristische 
Bauten behindertengerecht zu gestalten 
oder Reisen mit der Bundesbahn und 
anderen öffentlichen Verkehrsmitteln zu 
erleichtern. Schon bei der Planung sollten 
alle Verantwortlichen frühzeitig die Be- 
dürfnisse Behinderter berücksichtigen. • 
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Wegweiser 
Berufliche 

Bildung 

tudium 

eiter- 
ildung 

• Faltblatt: Wegweiser - 
Berufliche Bildung in den 
neuen Bundesländern 
Bestell-Nr. 2526 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je Einheit: 10,— DM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1328, 4804 Versmold 

Kein neuer 
Nachrichtenkanal für 
ARD und ZDF 
Zur Diskussion um einen neuen 
öffentlich-rechtlichen Nachrichten- 
kanal erklärte der Vorsitzende des 
Bundesfachausschusses Medienpolit,K 

der CDU, Bernd Neumann: 

In einer Zeit, wo ARD und ZDF sich in 
einer ihre Existenz bedrohenden Finanz- 
krise befinden, ist es nicht akzeptabel, 
wenn diese ihr Programm mit zusätzli- 
chen Nachrichtenkanälen ausweiten ode 

sich an anderen Nachrichtenkanälen 
beteiligen würden. 

Der Expansionskurs der öffentlich-recn 
liehen Rundfunkanstalten darf nicht f°n 
gesetzt werden. Im Gegenteil: Es muß 
über eine Reduzierung beziehungsweise 
Zusammenlegung der Satellitenkanäle 
nachgedacht werden. 

Mit guten Gründen haben die Öffenthcfl' 
Rechtlichen von einer Beteiligung an 
Euronews abgesehen. Im übrigen plane 
bekanntlich mehrere private Fernsehan' 
bieter, Nachrichtenkanäle einzurichten 
(VOX und n-tv), so daß sich die Frage 
nach einem zusätzlichen Angebot durc" 
öffentlich-rechtliche Anstalten gar nich1 

stellt. Durch das Angebot der Privaten 
kann die Versorgung der Bürger in aus' 
chendem Maße gewährleistet werden, 
falls überhaupt ein dementsprechender 
Bedarf besteht. 

Im übrigen sollte es bei der Trennung v 

öffentlich-rechtlichen und privaten Fer 
sehanbietern bleiben, weil eine Vermi- 
schung den Grundsätzen des dualen 
Systems widerspricht und Gebühren 
zweckentfremdet würden. Deshalb ist 
eine Zusammenarbeit von ZDF und 
CNN in hohem Maße problematisch 

', 
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Auf lokalen Sachverstand und 
*uf Bürgernähe nicht verzichten 

*r Bundesfachausschuß Europapoli- 
^* hat unter dem Vorsitz von Bernhard 
p'zer MdEP, stellvertretender Vorsit- 
zer der EVP-Fraktion im Europäi- 
_ Jen Parlament, auf seiner letzten 
,l*ung folgenden Beschluß gefaßt: 

tri u     *^ ^ ^es Vertra8es von Maas- 
. cht sieht vor: „Es wird ein beratender 
^ usschuß aus Vertretern der regionalen 
na ,lokalen Gebietskörperschaften, 

chstehend ,Ausschuß der Regionen' 
d.nannt, errichtet." Deutschland kann für 
...esen Ausschuß der Regionen 24 Mil- 
ler benennen. 
(je

e Regierungschefs der Länder haben 
j^Scnlossen, daß in dem Ausschuß der 
Sa g!0nen nur Vertreter der Länder ent- 
(ja ?* werden dürfen. Sie sprechen sich 
j^ruber hinaus für die Beibehaltung des 
Gel?tCS der regiona,en und lokalen 
^.^etskörperschaften bei der EG-Kom- 
verKl0n aus' Die kommunalen Spitzen- 
den axnde t>eansPruchen eine angemeS- 
ien 

V 

Vertretung im Ausschuß der Regio- 

^esf Hintergrund schlägt der Bun- 
düf ^hausschuß Europa vor, von den 24 
tret    Deutschland zu benennenden Ver- 
'6 a

r? lrn Ausscnuß der Regionen sollen 
laie      ie Länder und 8 auf die kommu- 
V0r 

n Spitzenverbände entfallen. Das 
send

chla8srecht liegt bei den jeweils Ent- 
So|| ^nden. Der Ausschuß der Regionen 
Vert 

eratend bleiben, da die gewählten 
irri g;eter der Regionen die Abgeordneten 

Ur°päischen Parlament sind. 

b
Ur Begründung: 

r Vert einde   . ra8stext von Maastricht spricht 
Geb: JJll8 von regionalen und lokalen aietsk( örperschaften. Ein Ausschluß 

der lokalen Gebietskörperschaften in 
Deutschland ist nicht nur ein Verstoß 
gegen den Wortlaut des Vertrages, son- 
dern auch den Geist des grundgesetzlich 
garantierten Rechts auf kommunale 
Selbstverwaltung. Die Städte, Kreise und 
Gemeinden sind von zahlreichen Richtli- 
nien, Verordnungen und Programmen der 
EG unmittelbar betroffen. Sie müssen 
deren Entwürfe rechtzeitig erfahren und 
durch ihre Beteiligung im Ausschuß der 
Regionen mitgestalten und beeinflussen 
können. 
Die ca. 16.000 deutschen Kommunen 
haben dem europäischen Einigungswerk 

Die kommunalen Spitzenverbände 
beanspruchen angemessene Vertre- 
tung im Ausschuß der Regionen. 

bisher unverzichtbare Impulse gegeben, 
u. a. durch die mehr als 5.000 lebendigen 
Städte-, Kreis- und Gemeindepartner- 
schaften in Europa. Damit haben die 
„lokalen Gebietskörperschaften" unzäh- 
lige Menschen aus den EG-Partnerlän- 
dern unmittelbar zusammengeführt. 
Diese Tatsache allein schon verbietet, sie 
von der in Maastricht gewollten Mitwir- 
kung auszuschließen. Es wäre auch poli- 
tisch unklug, auf diesen lokalen Sachver- 
stand und das besondere Element der 
Bürgernähe zu verzichten. 
Insbesondere auf deutschen Druck ist in 
den Vertrag von Maastricht im Artikel B 
das Subsidiaritätsprinzip als Grundlage 
für die Europäische Union fest verankert 
worden. Das im Vertrag fest vereinbarte 
Prinzip der Subsidiarität muß auch im 
Verhältnis zwischen Ländern und Kom- 
munen in Deutschland gelten. • 
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RitaSüssmuth: 

Es ist unsere Aufgabe, mit den» 
Ja zu Europa voranzugehen 
Unsere Debatte findet in einer europa- 
politisch schwierigen, aber ganz wich- 
tigen Zeit statt. Da gibt es Wetter- 
leuchten über Europa, da gibt es Äng- 
ste und Widerstände. Aber ich stehe 
hier und sage für dieses Parlament und 
für unsere Fraktion: Was wir brau- 
chen, ist Europabegeisterung, begleitet 
von nüchterner Analyse, sonst kann sie 
sich auch auf die Menschen nicht 
übertragen. 
Gestern war in der „Neuen Zürcher" für 
die Schweizer zu lesen: „Was wir brau- 
chen, ist emotionale Europafähigkeit, 
Entscheidung zum Risiko und nicht War- 
ten, bis dieses Europa fertig ist." 
Monnet hat uns vorausgesagt: Je näher 
dieses Europa kommt, desto größer wer- 
den die Widerstände, je mehr der Traum 
in Erfüllung geht, desto mehr besteht die 
Gefahr, daß er an Energie und Kraft ver- 
liert. Aber unsere Aufgabe ist es, diesen 
Traum nicht erschlaffen zu lassen, son- 
dern zu sehen, daß Europa wichtiger ist 
denn je. 
Wenn wir zurückblicken, aber auch wenn 
wir in die Zukunft blicken, müssen wir 
uns fragen: Wo stünden wir denn heute 
als Deutschland ohne den Zusammen- 
schluß freier Völker in Europa? 
Wer hat uns denn Vertrauen gegeben? 
Was wären wir ohne die deutsch-französi- 
sche Aussöhnung, ohne ein geeintes 
Deutschland mit der Verpflichtung für 
ein geeintes Europa? Wollen wir denn 
jenen die Hoffnung nehmen, die sie in 
uns gesetzt haben, für die sie jahrelang in 
den sozialistischen Ländern im Wider- 

stand gelebt haben, um ein freies Europ 
zu schaffen? Dies könnten wir überhaup 
nicht verantworten. 
In der Zeit des Kalten Krieges, in der 
Zeit der Teilung Europas war es uns 
selbstverständlich, für Europa einzutre- 
ten. Ich verschweige nicht, daß es auch 
den 60er und 80er Jahren Rückschläge i 
Europa, daß es Eurosklerose gegeben 
hat. 

Wer hat den europäischen Proz^ 
denn immer wieder vorangetriebe w 
z. B. mit der Einheitlichen Europ*' 
ischen Akte? Das war eine Zeit &e 

Eurosklerose. Ich denke, hier k*n 

ich den Bundeskanzler nennen, <Je 

auch immer wieder dieses festge» 
rene Schiff flottgemacht hat. 

Angesichts der epochalen Wende, die 
Jahr 1989 darstellt, brauchen wir EuroP 

Aus der Rede der Bundestag8' 
präsidentin Rita Süssmuth >n 

der Europadebatte im Deut- 
schen Bundestag über das 
Vertragswerk von Maastricht 
am 8. Oktober 1992 

nicht nur dringlicher, sondern wir bra 
chen es auch schneller. 
Minister Kinkel hat zu Recht gesagt, 
ohne Europa sähe es wahrscheinlich > 
der Jugoslawien-Frage noch schlechte 
aus. Aber meine Antwort ist: Für die 
Frage der Kriegsbeendigung und der W 
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hi nderung weiterer Kriege — glauben wir 
,Cnt, daß wir in ein allgemeines Frie- 
y nsstadium übergegangen sind — ist der 
,  Sammenschluß Europas eine ganz 

N 
e> unabwendbare und unverzichtbare 

0twendigkeit. 
r Frieden, den wir für uns wollen, den 

e_lr über 40 Jahre gehabt haben, ist doch 
. e Verpflichtung für andere. Spüren wir 

• °n nicht, wie dringlich mehr europä- 
«. .,e Handlungsvollmachten sind? Wir sollt 
Und 

en daher weniger denken: Was nützt 
-   schadet es mir im nationalen Eigen- 

f(.
rständnis? Dies ist nicht der Zeitpunkt 

.   ein Verharren in Nationalitäten und 
L 'Pnalsozialismus, sondern für ein star- 
a, 'Jeweils bestimmtes patriotisches, 
(ja 

reuropäisches Handlungsverständnis, 
I»  es uns möglich macht, Probleme zu 
"sen. 

Wi, 
[gemeinsam 
^nd nicht in der Lage, die Umwelt- 

schbfeme' die Sozialprobleme, die Wirt- 
• und Arbeitsmarktprobleme allein 

'Öse Sii^ff11' Ur|d schon gar nicht den Nord- 
t^j. j^°nflikt. Deswegen sage ich, auch 
öe    

lck auf die Stabilisierung der 
ten °kratie: Menr Schutz der Minderhei- 
b|e 

n Demokratien, Lösung des Pro- 
We,7 der Weltnüchtlingssti" 
kft " 

eni8ste 
inen 

trome — 
ns schrittweise — , dies alles 

gem ;•' w«r nicht alleine, sondern nur 
^   e,nsam bewältigen. 

ich n^u^386, was w'r verneren» möchte 
Wir      * nur in Erinnerung rufen, was 
£   gewonnen haben, sondern auch die 
Vöjjp stellen: Wer, wenn nicht die freien 
tien 

er.auf der Grundlage von Demokra- 
tie'     S'C^ zusammenschließen und 
% ",?Sam entscheiden, statt jeder für 
v,,. a||ein? 

Ir hak    , 
*nder        

,an8st unseren Einfluß in die 
besti^

n ^ationen mit eingebracht, 
könnt 

men dort mit, als daß wir sagen 
en: Wir geben etwas ab. Im Gegen- 

teil: Ich glaube, daß uns gerade das, was 
jetzt in den kritischen Auseinanderset- 
zungen mit dem sehr schwierigen Ver- 
tragswerk von Maastricht deutlich gewor- 
den ist, in Europa voranbringt, und zwar 
demokratisch, im föderativen Verständnis 
von Europa, in der Durchsetzung von 
Subsidiarität. 

Haben wir denn vergessen, wie es 
noch vor zwei oder drei Jahren war, 
als alle meinten, daß sei eine deut- 
sche Idee? Nur weil ihr den Födera- 
lismus habt, wollt ihr ihn für uns 
auch als alleinseligmachende 
Methode. Heute verlangen ihn alle 
mehr denn je. 

Subsidiarität ist etwas, was nicht nur in 
Aussicht gestellt worden ist. Delors, der 
immer häufiger von der Vision Europa 
spricht, von der „aventure", sagt sehr 
klar: Wir brauchen die Klarstellung in 
bezug auf das, was Europa, was Brüssel 
wieder an die Einheiten abzugeben hat, 
die dafür zuständig sind. 
Ich denke, daß auch zu dem, was eben 
angesprochen worden ist — Klarstellung 
des Maastrichter Vertrags — bereits 
außerhalb und innerhalb des Parlaments 
— auch heute morgen — klärende Worte 
gesagt worden sind. 
Sie haben vorhin die Frage der 18 Abge- 
ordneten angesprochen. Nach meinem 
Wissensstand sieht es anders aus, es sei 
denn, der Bundeskanzler würde das hier 
widerrufen. 
Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: 
Frau Abgeordnete Dr. Süssmuth, der 
Abgeordnete Helmut Kohl möchte gerne 
eine Zwischenfrage stellen. Ich frage Sie, 
ob Sie damit einverstanden sind. 
Rita Süssmuth: Bitte schön. 
Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: 
Herr Abgeordneter Kohl. 
Helmut Kohl: Frau Abgeordnete, würden 
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Sie mir darin zustimmen, daß es eine gute 
Sache ist, daß sich die Bundesregierung 
in voller Übereinstimmung mit den Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages auf 
Vorschlag des Europäischen Parlaments 
dafür einsetzen wird, daß die Kollegen 
aus den neuen Bundesländern nach der 
Neuwahl im nächsten Europäischen Par- 
lament volles Stimmrecht haben werden, 
und daß wir eine große Chance haben, 
dies bei unseren europäischen Partnern 
auch durchzusetzen? 

(Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Rita Süssmuth: Darin kann ich Ihnen nur 
zustimmen. Sie alle wissen, daß es ein 
schwieriger Prozeß war, die Zulassung 
der Beobachter durchzusetzen, daß 
gerade unmittelbar nach Maastricht 
unentwegt über diesen Punkt verhandelt 
worden ist. Ich füge hinzu: Ich gehe 
davon aus, Herr Bundeskanzler, daß 
diese Frage für die Abgeordneten aus den 
neuen Bundesländern ganz wichtig ist: 
denn sie wollen Europa im Europäischen 
Parlament vertreten. 
Was uns überzeugt, sind die Ergebnisse: 
denn 1994 ist nicht mehr weit und die 
Mandatsaufstellung ebenfalls nicht. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang 
noch einmal auf das verweisen, was ich 
zu dem Umgang mit den Ängsten der 
Menschen und über die emotionale Euro- 
pafähigkeit der Menschen gesagt habe. 
Von Brüssel und Straßburg gehen Ent- 
scheidungsakte aus, die die Menschen bis 
in die kleinste Gemeinde bewegen. Ob es 
die Kriminalitätsbekämpfung, die Dro- 
genbekämpfung als ein Teil der Krimina- 
litätsbekämpfung ist, ob es gemeinsame 
Beschlüsse in bezug auf Hilfen für die 
Fliehenden und den Erhalt der Rechte 
der politisch, rassisch, religiös Verfolgten 
sind, all dies sind wichtige Akte ebenso 
wie der gemeinsame Beschluß, daß wir 
Regelungszuständigkeiten, die wir auf 

Europa übertragen hatten, zurückgeben- 
Dies wird das Europa der Bürger auf- 
bauen. 
Denn es ist zu Recht gefragt worden: 
Haben wir das eigentlich schon, oder 
sind wir zwar fähig, die Produkte als 
europäisch zu bezeichnen, aber nicht 
fähig, das Europa der Bürger wirklich 
voranzutreiben? Deswegen kann auch 
kein Zweifel daran bestehen, daß wir o» 
kommunale Wahlrecht im Rahmen eine 
Europäischen Union brauchen und jetz 

verankern müssen. 

Freizügigkeit in bezug auf den 
Arbeitsplatz muß eine Selbstver- 
ständlichkeit sein. Aber wir haben 
all diese Freiheiten längst konsu- 
miert und bewerten sie als Nichts» 
während wir uns jetzt nur noch >ra 

gen: Wovor muß ich mich schütz* » 
nachdem ich alle Freiheiten hab«' 

Im übrigen gilt für das Europa der Büf" 
ger, der Arbeitnehmer und Arbeitnehm 
rinnen sowie der Arbeitgeber, daß wir 
eines, was für Bonn gilt, auch auf Stra 
bürg und Brüssel übertragen müssen- 
Den großen Herausforderungen unser 
Zeit werden wir nur mit einem Men- 
schenverständnis gerecht werden kön    . 
in dem zwei Vokabeln wieder maßge"' 
sind: Kreativität und Verantwortung 
Menschen. 
Wenn wir meinen, dieses Europa sei t* 
bauen, indem ein allmächtiger Staat o 
eine übermächtige Kommission und 
Bürokratie den Menschen die Verant 
tung nimmt, erfahren wir, daß dies n>   x 
Zustimmung, sondern mehr Verdruß 
Ablehnung schafft. Ich finde, wir sol^ 
gerade in diesem Prozeß wissen: Wer 
Menschen falsch einschätzt, erleidet 
damit Schiffbruch. Geben wir uns nie 
damit zufrieden, zu sagen: Das war ei 
sozialistisches Menschenbild. Laufen^ 
auch im Westen nicht Gefahr, die Eig 
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rantwortung und die Kreativität des 
enschen nicht mit allen Kräften zu stär- 
n Dies brauchen wir im eigenen Land 

und 
Ich 

ln Europa. 
föchte im Rahmen meiner Rede 

loch 
selb 
Ütls 

einmal etwas sagen, was seit Jahren 
stverständlich sein müßte. Wir mögen 
seit 1957 und im Rahmen langwieri- 

tr Vertragsverhandlungen an das 
^. r°Pa der Regierungen gewöhnt haben. 
de er.^'ese Zeit ist vorüber. Es ist ganz 
Unk !Cn' daß w'r uns unverdrossen und 
j,r eirrt auf allen Ebenen für das demo- 

ische Europa einsetzen. 

|e 
es bedeutet auch, daß wir die nationa- 

le    ar'amente und das Europäische Par- 
p  er"t nicht gegeneinander ausspielen. 
k Sch wäre es, nun zu antworten: Das 
ja,r°Päische Parlament stärken wir in 40 
lat"Cn' Unc* ^'s ^anm haben wir nur die 
h i°na'en Parlamente. Die nationalen 
^  amente brauchen eine enge Zusam- 
fne f r^.e'1 mit ^em Europäischen Parla- 
l»at l

n{- Sie haben ihren Einfluß auf die 
nalen Regierungen auszuüben. 

Ir erwarten, wenn es um die W 
w  ""V"1   »»%-••••  \,0   Ulli  *»•», 

echte und Zuständigkeiten der 
gander geht, daß auch die Rechte 
es Deutschen Bundestages klar 

geregelt werden. Denn nur ein in 
Uropafragen engagiertes Parla- 
ent kann auch engagiert und aktiv 

Wirken. 
\n     • . 
Sehen 

W,.r m diesem Zusammenhang 
nicjj. ' Wle wichtig es den Bürgern ist, 
sie jm Us ^er Ferne regiert zu werden, wie 
übers r?er deutlicher machen, daß die 
ben J^.naubaren Einheiten erhalten blei- 
Verkr fSSCn' ^a s'e sonst die großen nicht 
die n^ t.en' dann ist es bei den Dingen, 
len n

r lm Großen geregelt werden kön- 
nen °Ch wichtiger zu sehen, daß Men- 
t^en) ü

3Us Gegenden, aus Regionen kom- 
nd es in diesen Gegenden einen 

bestimmten Menschenschlag, eine Land- 
schaft, eigene Produkte und ein eigenes 
kulturelles Brauchtum gibt, die erhalten 
bleiben müssen. 

In diesem Europa müssen zugleich 
das Gemeinsame und, wenn wir von 
Identität sprechen, das Unverwech- 
selbare unterstützt, erhalten und 
bekräftigt werden. Nur so wird 
Europa ein reiches Europa sein. 

Ich möchte auch noch einmal deutlich 
machen, daß wir aufhören sollten, mit 
dieser Wehleidigkeit und Verzagtheit an 
Europa heranzugehen und ständig unter 
den Menschen zu verbreiten — was sach- 
lich nicht haltbar ist — , daß wir der 
Zahlmeister Europas sind, 
daß wir die Milchkuh sind. Ich muß 
Ihnen sagen, es gilt an diesem Tag, auch 
bei allen harten Verhandlungen in Ver- 
bindung mit dem Maastrichter Vertrag, 
nicht zu vergessen: Bevor wir die staatli- 
che Einheit vollzogen hatten, hat die 
Europäische Gemeinschaft — voran 
Delors — Vereinbarungen für die dama- 
lige DDR mit Übergangsregelungen 
getroffen, mit denen sie voll einbezogen 
wurde in die Gemeinschaft. 

Wir reden überhaupt nicht davon, 
welche Finanzmittel von der Euro- 
päischen Gemeinschaft in die neuen 
Länder fließen. Wir reden nicht 
davon, wieviel Geld wir allein über 
den Export zurückbekommen. Ich 
finde es wichtig, daß wir unter die 
Bevölkerung tragen, daß wir nicht 
der Zahlmeister sind, sondern 
durchaus Partner und Gewinner, 
damit endlich dieses Bild aus der 
Welt kommt. 

Ich möchte Ihnen abschließend sagen: 
Wir werden in anderen Zeiten leben. Wir 
brauchen ein Europa, das schneller Per- 
spektiven entwickelt für diejenigen, die 



Seite 24  •   UiD 31/1992 BRO SCHUß! 

Tips zum Leben in Altenheimen 
Eine neue Broschüre des Bundesfa- 
milienministeriums gibt Tips für 
das Leben in Alten- und Pflegehei- 
men. Ministerin Hannelore Rönsch 
empfiehlt älteren Menschen, sich 
rechtzeitig mit dem Thema zu 
befassen, damit sie selbst die Ent- 
scheidung fällen könnten, ob und 
wann sie gegebenenfalls in ein 
Heim umziehen wollen. 

Die Broschüre gibt Empfehlungen zu 
den Problemen, die nach einer vom 
Ministerium in Auftrag gegebenen 
Untersuchung am häufigsten in Hei- 
men auftreten. Um die als am schwer- 
sten empfundenen ersten Tage nach 
dem Einzug zu überbrücken, sollte ein 
anderer Bewohner als „Pate" oder 
„Patin" gefunden werden. Der häufige 

Streitfall Verpflegung könne durch die 
Einbeziehung der Heimbewohner bei 
der Gestaltung des Speiseplans ent- . 
schärft werden. 

Die Broschüre gibt auch Ratschläge 
zum Umgang mit besonderen Ängste0 

wie der Begegnung mit verwirrten Mit* 
bewohnern, Konflikten mit der Fami- 
lie und Beschäftigung mit den Tabu- 
Themen Tod und Sterben. 

Die Broschüre „Daheim leben 
und eine frühere mit dem Titel 
„Ihre Rechte als Heimbewoh- 
ner" können kostenlos schrift- 
lich beim Bundesministerium fuf 

Familie und Senioren, Postfach 
201551, 5300 Bonn 2 angefor- 
dert werden. 

jetzt nicht dazugehören: nicht nur dieje- 
nigen, die kurz vor Aufnahmeverhand- 
lungen stehen, sondern gerade auch die 
EFTA-Staaten und die Staaten Mittel-, 
Südost- und Osteuropas, die Hoffnungen 
auf uns setzen. 
Wenn wir sagen, die Einbindung 
Deutschlands ist gut für Deutschland, sie 
ist gut für unsere Nachbarn, sie ist gut für 
Europa, dann möchte ich diesen Satz 
erweitern: Sie ist gut nicht nur für West- 
europa, sondern gerade auch für Osteu- 
ropa. 

Kritiker haben recht, die uns mahnen: 
Das, was an Instrumentarium bis 1989 
taugte, taugt vielleicht nur noch bedingt 
für die Jahre 1990, 1992 oder 1995. Wir 
müssen uns mehr einfallen lassen. Da bin 
ich wieder beim Wort Kreativität. 

Es stecken Risiken im Ja zu 
Europa. Politik hat den Auftrag, 

die Risiken, soweit sie überscha"' 
bar sind, abzusichern. Heute m°r 

gen ist genügend zur Währung8' 
union, zu Art. 109 gesagt word«"' 

Ich denke, es ist unsere Aufgabe, das 
Wagnis auf uns zu nehmen und mit d 
Ja zu Europa voranzugehen, nicht nu 
aus dem Kopf, sondern aus der tiefst 
Überzeugung heraus, daß das derpe 
kratie, dem Frieden, dem freiheitliche 
und mit mehr Wohlstand versehenen 
Zusammenleben der Völker dient. P1 .f 
ist ein Wechsel auf die Zukunft, den 
einzulösen haben. Ich möchte, daß w   «, 
daran begeistert und mit dem Herzen 
arbeiten. 
Ich danke Ihnen. w 

(Anhaltender Beifall bei der CDÜ/^ 
Beifall bei der SPP; 

''Die Grünen sowü 
Abgeordneten der PDS/Linke 

und der FDP 
Bündnis 90/Die Grünen sowie bei 
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Mit dem „Europäischen Polizeiamt" 
Segen europaweit agierendes Verbrechen 
's Organisierte Verbrechen ist zu 

STS drän8enden Problem der Inne- fCn " ««««gciiucii rruuiem aer inm 
\y Sicherheit in Europa geworden. 

'no 
s sei doch nur die Mafia in Italien, 

H0 .Vor einiger Zeit noch glauben 
E»r» Organisiertes Verbrechen — 

\\ eute zur Kenntnis nehmen: Auch 
bev    

UroPa ist inzwischen zu einem 
te„ tagten Zielgebiet der Organisier- 

Kriminalität geworden. 
Ober H nalt•       ^mweg der Beschaffungskrimi- 
de. ät Rauschgiftsüchtiger führt die Aus- 
auc^

Un§ des Organisierten Verbrechens 
\\ZXX einem starken Anstieg der All- 
nerh i minantät' die Jeden Bürger in sei- 
% Let>ensumfeld bedroht. Noch herr- 
sch "n der Bundesrepublik nicnt »italie- 
tj!jt yj Verhältnisse". Wir müssen jedoch 
W      Mitte,n des wehrhaften Rechts- 
Sift„ 

es den Einstieg in eine neue Dimen- 
b Verhindern. 
ge2j | edrohung können wir nur mit einer 
UM 

ten Offensivstrategie auf nationaler 
w   europäischer Ebene begegnen. 

Q^cheinungsformen des 
K ^nisierten Verbrechens 
Krjm r8anisierte Verbrechen ist in allen 
ho^^itätsbereichen anzutreffen, die 
Utiteir „ ewinne garantieren. Dies sind 
% 
% 

'anderen: 
Jjr°genhandel 
'fgaler Waffenhandel und Seh muggei 

0
Chutzgelderpressung 

hSnisierte Einbruchsserien und 
^ehlerei 

e»stahl hochwertiger Güter, Wie 

Schi 
2- B. Kfz 

• illegales Glücksspiel und Prostitution, 
Kredit-, Scheck- und Kreditkartenbe- 
trug 

• neuerdings auch Umweltdelikte (Ver- 
schiebung von Umweltmüll u. ä.). 

Organisationsstrukturen der 
Organisierten Kriminalität 
Die Organisationsstrukturen der Krimi- 
nellen Syndikate sind insbesondere im 
Bereich des illegalen Drogenhandels in 
vielfacher Weise mit der Aufbau- und 

Von Johannes Gerster, stellver- 
tretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

eusung von Ausländern 

Ablauforganisation modern geführter 
legaler Wirtschaftskonzerne vergleichbar. 
Die „Ware" Rauschgift wird von einer 
straff geführten und arbeitsteilig agieren- 
den Organisation — ausgerichtet an 
einem bestehenden oder zu schaffenden 
Bedarf — kalkuliert, finanziert und unter 
Ausnutzung modernster Logistik produ- 
ziert, transportiert und vertrieben. Hier- 
für werden häufig bestehende legale Fir- 
menstrukturen — möglichst mit interna- 
tionalen Verflechtungen — genutzt, Fir- 
menbeteiligungen erworben oder gezielt 
Unternehmen aufgebaut. 
Um das Syndikat vor dem Zugriff der 
Strafverfolgungsbehörden zu schützen, 
werden gezielt die Mittel 
• der Abschottung und Konspiration 
• der Vergünstigung und Korruption 
• der Einschüchterung und Gewaltan- 

wendung 
eingesetzt. 
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Man muß sich die Organisation eines 
Drogensyndikates z. B. etwa wie folgt 
vorstellen: 
Auf der höheren Handelsebene sind es 
vornehmlich hochspezialisierte ethnisch 
geprägte Organisationen, die oftmals 
schon den Anbau und die Produktion 
steuern und den Transport des Rausch- 
giftes sowie dessen Absatz über einen in 
Europa eingerichtetes Stützpunkt- und 
Filialsystem organisieren und kontrollie- 
ren, ohne jedoch den Zwischen- und Ein- 
zelhandel übernommen zu haben. Das 
hohe Maß an nationalen, landsmann- 
schaftlichen und familiären Bindungen 
der Syndikatsmitglieder untereinander 
macht es kaum möglich, Außenstehende 
in die Spitzenebene eines Syndikates ein- 
zuschleusen. 
Auch auf der mittleren Handelsebene 
dominieren Organisationen, deren Mit- 
glieder gleicher ethnischer Herkunft sind 
und nur im Ausnahmefall deutsche 
Staatsangehörige. Auf der unteren Han- 
delsebene, die den Straßenhandel organi- 
siert, finden sich sowohl deutsche Täter- 
gruppen wie auch straff organisierte Aus- 
ländergangs. 
Die Professionalisierung der höheren und 
mittleren Handelsebene setzt sich inzwi- 
schen auch als Trend auf der unteren 
Handelsebene fort. Gewerbsmäßiges Vor- 
gehen, Konspiration, Brutalität, ausge- 
feiltes Sicherungsverhalten und feste 
Funktionszuweisungen an die Organisa- 
tionsmitglieder kennzeichnen inzwischen 
auch schon den Kleinhandel mit harten 
Drogen. 

Gewinne aus Organisierter 
Kriminalität/Geldwäsche 
Durch Straftaten des Organisierten Ver- 
brechens, insbesondere durch den inter- 
nationalen Rauschgifthandel werden 
exorbitante Gewinne erzielt. So werden 
allein die Gewinne des internationalen 

Rauschgifthandels im Jahre I99l auf 
westlichen Märkten (Europa, Nordame- 
rika) auf 200 Mrd. DM beziffert. 
Zum Vergleich: die Gewinne der zehn 
größten deutschen Unternehmen (Dai"1 

ler-Benz, Volkswagen, Siemens, Fewa, 
Hoechst, Tengelmann, BASF, DBB-Tel - 
kom, RWE, Bayer) betrugen 1991 1 M' 
Mrd. DM. Dies entspricht 5,7 Prozent a 
Gewinne des internationalen Rauschg1 

handeis. 
Die Anstrengungen internationaler Sy 
dikate, verbrecherisch erwirtschaftetes 
Kapital in den legalen Wirtschafts- un 
Finanzkreislauf einzuschleusen und 
damit zu waschen, sind in den letzten.her 
Jahren intensiviert worden. War es fru 
das primäre Ziel der Geldwäscher, die 
Herkunft ihrer gewaltigen Bargeldstro 
durch Umwandlung von Bar- in Buß- 
geld zu „legalisieren", steht heute die 
gewinnbringende Investition des „efW 
schafteten Kapitals" im Vordergrund-   . 
Dabei machen sich die Verbrechenssy 
kate zahlreiche, in den letzten Jahren 
entwickelte Finanzinstrumente (z. B- 
minhandel im Devisen- und WertpaP1 

geschäft, Optionsgeschäfte) sowie die 
immer enger werdende internationale 
Verflechtung der Finanzmärkte zunut 
Der europäische Binnenmarkt mit se 
grenzlosen Austausch von Kapital, 
Gütern und Dienstleistungen übt au 
internationalen Verbrechenssyndikate 
sowohl als Absatzmarkt wie auch als 
„Investitionsstandort" starke Anzie- 
hungskraft aus. Dem muß eine Ab we 
Strategie gegen das Vordringen des   ^ 
nisierten Verbrechens Rechnung trag 

Die wichtigsten Elemente einer 
Offensivstrategie, mit der das 
Organisierte Verbrechen gestopP 
werden muß: 

Nationale Ebene 
• Nach der Verabschiebung des Gese a

ei 
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Ur Bekämpfung der Organisierten Kri- 
^"nalität, mit dem bestehende Rechtslük- 
ken im Strafrecht (Geldwäsche, Gewinn- 
Schöpfung, Vermögensstrafe u. ä.) 
^schlossen sowie verbesserte Ermitt- 
Ungsmethoden und -instrumente (Raster- 
ahndung, Einsatz Verdeckter Ermittler, 

Po''zeiliche Beobachtung u. a.) eingeführt 
, Urden, muß alsbald das in Beratung 
Endliche Gewinnaufspürungsgesetz 
erabschiedet werden. Um den Strafver- 

P'gungsbehörden ein wirklich effektives 
ahndungsinstrument zur Aufklärung 
°n Geldwaschaktionen an die Hand zu 

^e"en, sollte der Gesetzesentwurf in zwei 
Wichen verbessert werden: 
Absenkung der Schwellenbeträge für 

le Identifizierungspflicht von Bankkun- 
^n bei Bargeschäften und Finanztrans- 

aktionen von bisher 50.000 DM bzw. 
°000 DM auf einheitlich 20.000 DM, 

I Einschränkung des sog. „Anwaltsprivi- 
J>s" (Befreiung von Rechtsanwälten, 
I ,euei"beratern, Notaren u. ä. von der 
ö ^

ntifizierungspflicht bei der Kontoer- 
nung/Einzahlung von Mandantengel- 
rn fUr Dritte) zur Verhinderung von 
r°hrnanngeschäften. 

^ Wegen der konspirativen Arbeitsweise 
^ s organisierten Verbrechens wird es 

r Polizei auf Dauer nicht gelingen kön- 
n< mit den hergebrachten Fahndungs- 

liste p 
Vr, r n s'e mu^ verdeckt und schon im 
koif^' d" n- onne daß wie oisner erst em 

ew reter Tatverdacht vorzuliegen hat, 
%

rm,ttelt werden. 

?e  
a °isher ein polizeiliches Gesamtkon- 

k;r- 2Ur Bekämpfung der Organisierten 
jCL ^'nalität noch nicht vorliegt, schlage 
cje 

v°r> daß die Innenminister des Bun- 
"StäUn^ ^er Länder unverzüglich eine 
Kri n.   8e Arbeitsgruppe Organisierte 
derTnalitat  einricnten' die unmittelbar 

nnenministerkonferenz unterstellt 

n°den in die Führungsebene der Syn- 
einzudringen. 

VJP 

ist. Diese Arbeitsgruppe sollte sich aus 
Experten der Bundes- und Länderpoli- 
zeien, Staatsanwälten u.a. zusammenset- 
zen und konkrete Vorschläge zur Ermitt- 
lungsmethodik, Verbesserung der polizei- 
lichen Organisation sowie der Zusam- 
menarbeit von Polizeien, Zoll, Steuer- 
fahndung u.a. erarbeiten. 
• Die Organisation der Länderpolizeien 
muß mit dem Ziel einer Bündelung der 
bisher getrennten Zuständigkeiten (z. B. 
Kommissariate für Rauschgiftkriminali- 
tät, Wirtschaftsvergehen, Kapitalverbre- 
chen) durch Bildung bundeseinheitlich 
aufgebauter Spezialdienststellen zur 
Bekämpfung von organisierter Kriminali- 
tät flächendeckend gestrafft werden. 
• Die Bundesländer müssen endlich den 
eklatanten Personalfehlbestandder Poli- 
zei, der infolge von Abwanderung und 
Bewerbermangel auf mehrere 10.000 
Beamte geschätzt wird, beseitigen. 

Europäische Ebene 
• Das Organisierte Verbrechen wird ver- 
suchen die offenen Grenzen in Europa 
und die Entfaltungsmöglichkeiten des 
Europäischen Binnenmarktes für seine 
Zwecke zu mißbrauchen. Ich halte daher 
neben einer Verbesserung der bilateralen 
polizeilichen Zusammenarbeit eine zen- 
trale europäische Ermittlungsbehörde mit 
polizeilichen Befugnissen für unverzicht- 
bar. Dem in Gründung befindlichen 
„Europäischen Polizeiamt" (EUROPOL) 
muß daher als originäre Aufgabe die 
Bekämpfung der europaweit agierenden 
Organisationen in den Bereichen des 
Drogenhandels und sonstiger schwerwie- 
gender Formen der internationalen Kri- 
minalität sowie des Terrorismus übertra- 
gen werden. 

Aus einem Beitrag vor dem Landestag der 
Jungen Union Oldenburg am 11. Oktober 
1992 in Wilhelmshaven. 
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Für eine neue Kultur des Helf ens 
Zur Anerkennung von Selbsthilfe 
und Ehrenamt erklärte der Vorsit- 
zende des Bundesfachausschusses 
Sozialpolitik, Hermann-Josef 
Arentz: 
In unserer Gesellschaft werden eine Viel- 
zahl von wichtigen Leistungen ehrenamt- 
lich erbracht. Die Vielfalt an sportlichem, 
musischem und kulturellem Angebot 
wäre ohne den konsequenten und teil- 
weise selbstlosen Einsatz engagierter Mit- 
bürgerinnen und Mitbürger ebensowenig 
denkbar wie die Menge und Qualität der 
vorhandenen sozialen Dienste für die 
Hilfebedürftigen. Vielfach vollzieht sich 
diese Hilfe bescheiden und unauffällig. 
Derartige Hilfeleistungen tauchen in den 
üblichen wirtschaftlichen Rahmendaten, 
mit denen wir gemeinhin unsere Lei- 
stungsfähigkeit messen, zwar nirgendwo 
auf, dennoch sind sie von höchster 
Bedeutung für das Zusammenleben in 
unserem Lande. Unsere Gesellschaft 
braucht die Selbsthilfe und das soziale 
Ehrenamt. Die Verwirklichung des Subsi- 
diaritätsgedankens fördert in entschei- 
dendem Maße die Lebensqualität. Im 
übrigen wäre es nicht möglich, die heute 
ehrenamtlich erbrachten Leistungen in 
vollem Umfang auf den Staat zu übertra- 
gen. Der Staat könnte selbst bei bestem 
Willen gar nicht all das leisten, was der- 
zeit auf vielen Feldern — insbesondere 
auch im sozialen Bereich — von den Bür- 
gerinnen und Bürgern uneigennützig an 
Leistungen erbracht wird. 
Die CDU würdigt diese Leistungen der 
ehrenamtlich Tätigen. Ziel der CDU ist 
es, das Ehrenamt zu stärken und die Vor- 
aussetzungen für ehrenamtliche Dienste 
angesichts veränderter und sich in der 
Zukunft noch verändernder gesellschaft- 
licher Bedingungen zu verbessern. 

Der CDU-Bundesfachausschuß Sozialp0' 
litik will einen Beitrag leisten zu mehr 
Anerkennung für Selbsthilfe und soziale8 

Ehrenamt und legt dazu einen Zehn- 
Punkte-Plan vor. 

Ausgangspunkt ist die Erkenntnis, daß _ 
die Menschen neben der materiellen R,sl 

koabsicherung durch unseren hochent- 
wickelten Sozialstaat auch gesellschaft'1' 
ehe und persönliche Geborgenheit 
suchen. Deshalb kann der Sozialstaat au 

Ziel der CDU ist es, das 
Ehrenamt zu stärken 
und die Voraussetzungen 
für ehrenamtliche Dienste 
zu verbessern. 

die Zuwendung und Hilfe von Mensch z 

Mensch — also auf die praktizierte Näc 
stenliebe — nicht verzichten. 

Freiwillige Hilfe hat heute viele Erschei- 
nungsformen: 
• familiäre Eigenhilfe, 
• organisierte Nachbarschaftshilfe, 
• Selbsthilfe in ihren verschiedenen F° 

men 
• und ehrenamtliche Hilfe. 

Wir stellen fest: Der Bedarf an sozialen 
Diensten nimmt dramatisch zu. 
Das gilt für die professionellen soziale^ 
Dienste genauso wie für die freiwillige0 

sozialen Hilfen. 

Die Ursache für diese Entwicklung ist 
eine tiefgreifende Veränderung der soz» 
len Wirklichkeit. Die neue soziale Wii** 
lichkeit ist u. a. gekennzeichnet durch 
• einen dramatischen Umbruch im 

Altersaufbau der Bevölkerung, 
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die kräftige Zunahme von Ein- und 
Zwei-Personen-Haushalten, 
die aufgrund der höheren durch- 
schnittlichen Lebenserwartung stark 
steigende Zahl der Kranken, der chro- 
nisch Kranken und der Behinderten. 

°ereits heute sind 21 Prozent der Bevöl- 
erung älter als 60 Jahre. Zur Jahrtau- 
endwende werden es bereits 25 Prozent 

,ein- In 30 Jahren wird erwartet, daß 
J der dritte Einwohner der Bundesrepu- 

•k Deutschland älter als 60 Jahre ist. 
,n Städten über 500.000 Einwohner sind 

ute in Deutschland bereits 42 Prozent 
er Haushalte Ein-Personen-Haushalte. 

he 
a." 
~ber 60 Prozent aller Haushalte in 

eutschland sind Ein- oder Zwei-Perso- 
^en-Haushalte. 

ie Versorgungslage Hilfsbedürftiger, 
Ranker und behinderter Menschen und 

rer Angehörigen ist gekennzeichnet 
Urch eine gute medizinische Versorgung, 
er oftmals fehlende pflegerische, haus- 

lrtschaftliche und psychosoziale Hilfe. 
,.ach einer Untersuchung von Infra-Test, 

vor wenigen Tagen veröffentlicht 
!*rde, leben 1.123.000 Personen mit 
üblichem Hilfs- und Pflegebedarf in 
^rivaten Haushalten. Das sind 1,4 Pro- 

der Gesamtbevölkerung. Hinzu kom- 
en noch einmal 1.262.000 Menschen 
11 gelegentlichem Pflegebedarf. 

sSjgger und Sozialstaat 1990" 

w 
Prozent der Schwerpflegebedürftigen 

p     en zu Hause von einer Hauptpflege- 
0(j

rson — in der Regel dem Ehepartner 
^er einem anderen Familienangehörigen 
si ^ersorgt. 83 Prozent dieser Pflegenden 

1 Frauen. 
einer Infra-Test-Umfrage „Bürger 

N ach 

heu S?zialstaat 1990" g'bt es bereits 
an f C in Deutschland ein höheres Maß 
als r?wi"iger und ehrenamtlicher Hilfe, 

lt angenommen wird: 

• 12 Prozent arbeiten im Rahmen von 
Nachbarschaftshilfe, 

• 7 Prozent in Kirchen und kirchenna- 
hen Organisationen, 

• 6 Prozent in Bürgerinitiativen, 
• 6 Prozent in Selbsthilfegruppen mit 

sozial- und gesundheitlichen Zielen, 
• 5 Prozent in Jugendverbänden und 

Kindergruppen, 
• je 3 Prozent in Frauenverbänden sowie 

in Verbänden der Kriegsopfer, Sozial- 
rentner und Behinderten. 

Dies ergibt einen theoretischen Wert von 
42 Prozent, wobei allerdings Mehrfach- 
nennungen ebenso wie gewisse Unschar- 
fen in den Antworten der Befragten zu 
berücksichtigen sind. 
Hauptsächliche Träger der freiwilligen 
sozialen Arbeit sind die Frauen mit zwei 
Dritteln bis vier Fünfteln aller ehrenamt- 
lich Engagierten. 
Viele Befragte, die nicht ehrenamtlich 
engagiert sind, bekunden ihre Bereit- 
schaft, freiwillig zu helfen, wenn 
bestimmte Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden. 

Es kann also festgestellt werden: 
Es besteht nicht nur ein dramatisch 
zunehmender Bedarf an Hilfe, Zuwen- 
dung und Pflege, sondern es besteht auch 
noch ein erhebliches, nicht genutztes 
Potential der Hilfsbereitschaft in der 
Bevölkerung. 
Der Bundesfachausschuß Sozialpolitik 
der CDU fordert deshalb ein Zehn- 
Punkte-Programm für mehr Anerken- 
nung von Selbsthilfe und Ehrenamt. 
Bestandteile dieser konzertierten Aktion 
von Bund, Ländern und Gemeinden müs- 
sen sein: 

BflFreiwillige Helfer müssen wissen, 
daß sie nicht als der „billige Jakob" der 
Sozialpolitik mißbraucht werden. Es muß 
klar sein, daß der Ausbau von Selbsthilfe 
und Ehrenamt der qualitativen Verbesse- 
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rung des Sozialstaates und nicht seinem 
Abbau dient. Die erwünschte Verstär- 
kung des sozialen Engagements der Bür- 
ger darf nicht mit einem Abbau sozial- 
staatlicher Leistungen gekoppelt werden. 

Innerfamiliäre Hilfe, Nachbar- 
schaftshilfe, Selbsthilfe und klassisches 
soziales Ehrenamt ergänzen einander und 
stehen nicht in Konkurrenz und Wider- 
streit zueinander. Die CDU bekennt sich 
deshalb klar und eindeutig zur Förderung 
aller Formen der freiwilligen Hilfe. Es 
darfauch keinen Argwohn gegen die 
Aktivitäten, Initiativen und Projekte im 
Bereich der sozialen Selbsthilfe geben. 

j Wir müssen alles tun, damit der gele- 
gentlich immer noch anzutreffende Kon- 
flikt zwischen Hauptamtlichen und 
Ehrenamtlichen in der sozialen Arbeit 
aufgelöst werden kann. Die Hauptamtli- 
chen sind nicht die Chefs der Ehrenamtli- 
chen in der sozialen Arbeit, die Ehren- 
amtlichen nicht die Lückenbüßer für die 
möglicherweise ungeliebten Tätigkeiten. 
Die Kompetenz der freiwilligen Helfer 
als Ehrenamtliche oder als Betroffene 
muß von den Hauptamtlichen und den 
Verbänden noch stärker anerkannt wer- 
den. 

Insbesondere im Hinblick auf den 
enorm hohen Anteil von Frauen bei den 
freiwilligen sozialen Diensten ist es not- 
wendig, daß 
• Frauen gleichberechtigt an verantwort- 
lichen Positionen in ihrem Tätigkeitsbe- 
reich teilhaben, 
• eine neue Aufteilung von Aufgaben in 
der Familie zwischen Mann und Frau 
stattfindet, 
• freiwillige unbezahlte Arbeit nicht als 
Ersatz für den Anspruch auf Erwerbsar- 
beit angesehen wird, 
• Frauen nicht zu alleinigen Trägern 
ehrenamtlicher Dienste werden, sondern 

auch Männer sich verstärkt daran beten'' 
gen, 
• ehrenamtliche Tätigkeiten Anrechnung 
in späteren beruflichen Tätigkeiten fin- 
den bzw. als Vorbereitung für den Wie- 
dereinstieg in die Erwerbstätigkeit diene 
können. 

_ Um eine „Neue Kultur des Helfens 
zu schaffen, müssen die Menschen das 
Helfen lernen. Für Schüler aller Schular- 
ten sollte deshalb in allen Bundesländer" 
ein Sozialpraktikum in sozialen Einrich- 
tungen vorgesehen werden. Im Rahmen 
des Bildungsurlaubs sollte es auch die 
Möglichkeit zur Qualifikation für ehren- 
amtliches Engagement im Rahmen eine 
„Sozialurlaubs" für Erwachsene geben- 
Die Förderung der gemeinsamen Erzie- 
hung und Ausbildung behinderter und 
nicht behinderter Kinder dient ebenfa"s 

dem Abbau von Hemmungen und Barn 
ren und der Erleichterung des Zugangs 
zur konkreten persönlichen Hilfe. 

Öl Nachhaltig müssen Bund und Län 
sowohl das Freiwillige Soziale Jahr als 
auch das Freiwillige Ökologische Jahr  ^ 
fördern. Die Teilnahme an einem solcne 

Jahr sollte verstärkt bei nachfolgenden 
Berufsausbildungen bzw. bei Bewerbun- 
gen um einen Studienplatz anerkannt u 
angerechnet werden. 
Ein soziales Pflichtjahr lehnt der Bundes 
fachausschuß Sozialpolitik der CDU 
dagegen entschieden ab. Hilfe am Näc 
sten kann und darf nicht bürokratisch 
verordnet und erzwungen werden. 

Q Freiwillige Hilfe darf nicht ein P^' 
leg derjenigen sein, die sich das „leiste 
können. 

Auf' 
Deshalb ist es notwendig, 
• daß die Träger der sozialen Arbeit AU^ 
wandsentschädigungen für ehrenamt" 
Helfer (z. B. Fahrtkosten) vorsehen, 
• daß Rentenanwartschaften für Pflege' 
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r"eit eingeführt werden, wie es die Bun- 
esregierung mit dem Gesetz der Pflege- 
Sicherung plant; dabei sollten die Ren- 
Anwartschaften mindestens in Höhe 
°n ~IS Prozent des Durchschnittsverdien- 

stes gewährt werden, 

^ß Steuerbefreiungen für Aufwands- 
" Schädigungen aus ehrenamtlichen 
^ialen Tätigkeiten in Höhe von 2.400 
, ^jährlich geschaffen werden, wie sie 

, fßits heute für nebenberufliche Tätig- 
ten für Übungsleiter in Sportvereinen 
^ährt werden. Dazu sind die Bestim- 

mungen des § 3 Nr. 26 Einkommensteuer- 
setz auch auf ehrenamtliche soziale 

atlgkeiten zu erstrecken. 

^.2ur Stärkung von Selbsthilfe und 
°2ialem Ehrenamt sind alle politischen 

enen gefordert, ihre Beiträge zu lei- 
• eJ- Neben der Werbung geht es dabei 
y °esondere um die kostenfreie Qualifi- 
e?

tlon und professionelle Unterstützung 
^amtlicher Helfer. 

* In Städten und Gemeinden muß eine 
$,,?nane Infrastruktur zur Förderung von 

lbsthilfe, Familien- und Nachbar- 

schaftshilfe sowie sozialem Ehrenamt 
aufgebaut werden. 

In jeder Stadt sollte — möglichst durch 
einen freien Träger — mindestens ein 
Service-Zentrum für Selbsthilfe und 
Ehrenamt geschaffen werden. Zu seinen 
Aufgaben sollten u. a. die Vermittlung 
von hilfsbereiten Mitbürgern an Hilfsbe- 
dürftige, Gruppen und Verbände gehö- 
ren, weiter die Vermittlung in kostenfreie 
Qualifikations- und Schulungsangebote, 
Gesprächskreise pflegender Angehöriger, 
kostenfreier Verleih von Hilfsmitteln und 
professionelle Beratung und Begleitung. 

M Die Sozialstationen müssen stärker 
als heute eine ihrer wichtigsten Aufgaben 
in der Verknüpfung von professioneller 
und ehrenamtlicher Dienstleistung sehen. 
Der notwendige weitere Ausbau der 
Sozialstationen muß deshalb auch zu 
einer Verstärkung der psychosozialen 
Komponente in der Betreuung Hilfsbe- 
dürftiger und ihrer Angehörigen führen. 
In jeder Sozialstation sollte für diese Auf- 
gabe ein entsprechend qualifizierter Mit- 
arbeiter (Sozialarbeiter o. ä.) beschäftigt 
werden. • 

Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

progress Aachen 
Umweltpolitik in Europa 
Freitag, 30. Oktober 1992 
fernen und Referenten (u. a.): 
Zerium (10.00-15.30 Uhr): 

Umweltpolitik als europäische 
j^meinschaftspolitik (K.-H. Florenz, 

Die Umweltpolitik der Bundesregie- 
mn8 (Bundesminister K. Töpfer) 

ökologischer Marshallplan — Ziel- 
Zungen einer europäischen Umwelt- 

Pol'tik (Prof. L. Wicke) 

• „Umwelt" als Studienfach an der 
RWTH Aachen (Rektor W. Dissel- 
hoff) 

Weitere Informationen/Teilnahmebe- 
dingungen/Anmeldungen : 

Umweltpolitik in Europa — 
Kongreßbüro 
c/o Verkehrsverein 
Bad Aachen e. V. 
Postfach 2007 
VV-5100 Aachen 
Tel. (0241)1802950/51 
Fax (0241) 1802930 



Seite 32 •   UiD 31/1992 CDU SACHSjg 

5. Landesparteitag in Riesa 

Freistaat Sachsen kommt gut voran 
gäbe" nannte Ministerpräsident Bieden- 
kopf diese große Herausforderung. 

Ein eigenes, umfassendes politisches 
Programm will die CDU in Sachsen 
bis zur Landtagswahl 1994 verabschie- 
den. Die Diskussion darum wurde auf 
ihrem 5. Landesparteitag am 
10. Oktober 1992 in Riesa eingeleitet. 

200 Delegierte beschlossen einen entspre- 
chenden Arbeitsplan, der nach einer brei- 
ten Diskussion von unten nach oben bis 
zum Herbst nächsten Jahres zum Ergeb- 
nis führen soll. In Anlehnung an die 
Arbeit der Grundsatzprogrammkommis- 
sion der CDU Deutschlands sollen dazu 
auch Nicht-Parteimitglieder in die Mei- 
nungsbildung mit einbezogen werden. 

Schon im Vorfeld der Landtagswahlen 
1994 will die Sachsen-CDU auf diese 
Weise Menschen neu für die Union 
gewinnen. „Diese gemeinschaftliche Ziel- 
setzung innerhalb der CDU ist Vorausset- 
zung für unseren Erfolg in Sachsen", 
erklärte der Landesvorsitzende Kurt Bie- 
denkopf in seinem politischen Bericht. 

Solidarpakt begrüßt  

Biedenkopf begrüßte den von der Bun- 
desregierung geplanten Solidarpakt als 
„die große Möglichkeit, einen Konsens 
über die Größe der Aufgaben der deut- 
schen Einheit herzustellen". In ganz 
Deutschland sei die Euphorie über die 
staatliche Einheit verflogen, Nüchtern- 
heit an ihrer Stelle eingekehrt. Das 
geeinte Deutschlands stehe nun vor der 
großen Aufgabe, die innere Einheit zu 
bewältigen. In dieser Herausforderung 
liege aber auch eine große Chance für 
das Zusammenwachsen: „Die erlebte 
Bewährung an einer gemeinsamen Auf- 

Scharf wandte sich Biedenkopf gegen 
jüngste rechtsradikale Tendenzen und 
gewalttätige Aktionen. „Wenn der Ver- 
stand gelähmt ist, erwachen die Dämo- 
nen", rief er den Delegierten zu. Gewa 
täter träten die Kultur mit Füßen und ze 

störten damit das, was die Deutschen 
zusammenhalte. Deshalb forderte Bie- 
denkopf alle Demokraten auf, einzugre1' 
fen, selbst wenn keine konkrete Gewalt 

Gewalt sichtbar ächten ^ 

ausgeübt werde. „Gewalt muß sichtbar 
geächtet werden", forderte Biedenkopf- 
„Die Kultur der Einheit braucht die 
Unterstützung aller Bürger." 

Der sächsische Innenminister Heinz 
Eggert würdigte in seiner Rede die *enjj 
dienste des Bundeskanzlers und der^ 
für die Überwindung der deutschen T< 
lung. Er forderte die CDU auf, jetzt die 
innere Einheit aktiv zu gestalten. Von 
Sachsen aus sollten Impulse ausgehen 
zum „Brückenbau über die Mißverstän 
nisse der deutschen Einheit". 

Zu seiner Kandidatur für das Amt des 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
CDU Deutschlands sagte Eggert, er ha 
zu Bundesarbeitsminister Blüm gesag » 
der ebenfalls für einen Stellvertreterpo- 
sten kandidiert: „Dadurch, daß ich k*n 

didiere, werdet Ihr gewählt, sonst wäre 
Ihr nur bestätigt worden." 

Für heiße Diskussionen sorgte dann 
Beschlußfassung über die neue Beitrag 
Ordnung. Zuvor war der Bericht der 
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CDU-Messestand auf dem „Deutschen Umwelttag" 

°r allem von jungen Menschen dicht umdrängt wurde der Messestand der CDU auf dem 
"putschen Umwelttag", der vom 18. bis 22. September 1992 (siehe Bericht in UiD 
9/1992) in Frankfurt am Main stattfand. Das zeigt, wie richtig es war, daß sich CDU-Bun- 
esgeschäftsstelle und CDU/CSU-Bundestagsfraktion neben vielen anderen demokrati- 
cnen Gruppen in der Umweltbewegung mit ihrem Informationsangebot präsentierte. 

echt der-:
nun8sprüfer für das Jahr 1991 von 

Da   agesordnung abgesetzt worden. 
au m,t konnte der im Dezember 1991 
chfek ählte Vorstand unter Klaus Rei" 
Sd D-Ch Und seinem Nachfolger Bert- 
2ig i        nicnt entlastet werden. Der jet- 
djKt   

andesvorsitzende Biedenkopf kün- 
ej(jj  an' man werde umgehend einen ver- 
Hec?ten Wirtschaftsprüfer und einen 
erne 

tsanwalt einschalten, um eine 
Ai^ ft    Kassenprüfung vorzunehmen. 

Kande des Parteitages hatten 

Betriebsratsmitglieder der Teigwaren 
GmbH Riesa einen Stand mit Kostpro- 
ben ihrer Produkte aufgebaut und für den 
Erhalt der „Sachsen-Nudel" geworben. 
Nach dem Zusammenbruch des Exports 
in die GUS können nur noch 20 Prozent 
der Erzeugnisse auf dem Binnenmarkt 
abgesetzt werden. Die Betriebsräte wol- 
len mit ihrer Aktion für den Erhalt des 
Standortes werben, für den das Aus 
drohe, wenn sich in absehbarer Zeit keine 
wirksame Hilfe durch Investoren findet. 
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Aktionsbeispiele aus den CDU-Verbanden 

Kinder aus Aschersleben 
im Westerwaldkreis 

Besuche, Kontakte 
Die Initiative des Kreisvorstandes der 
Senioren-Union, Kinder aus Aschers- 
leben in den Westerwald einzuladen, 
hatte im vergangenen Jahr 1991 eine 
so positive Resonanz, daß sich die 
„Alten der CDU" auch in diesem Jahr 
wieder dranmachten, den guten Kon- 
takt nach Aschersleben hin zu nutzen, 
und Gastfamilien im Westerwald für 
Kinder aus Sachsen-Anhalt suchten. 

27 Kinder waren inzwischen in 22 Fami- 
lien Feriengast und erwiesen sich einmal 
mehr als allerbeste Botschafter. Bundes- 
kanzler Helmut Kohl hat auch diesmal 
wie im vergangenen Jahr eine Gruß- 
adresse und eine Geldspende geschickt. 
Der Wunsch bei dieser Maßnahme war, 
Kontakte zu schaffen, und es ist erstaun- 
lich — dies melden keine Medien —, wie 

Kinder sind die 
besten Botschafter 
Ich halte es für sehr wichtig, daß Men- 
schen aus beiden Teilen Deutschland5 

das Gespräch miteinander suchen- r* 
so kann sich gegenseitiges Verständ- 
nis entwickeln, das Voraussetzung <sl 

für die innere Einheit. Kinder sind hier 
die besten Botschafter, weil sie unvor- 
eingenommen und ohne vorgefaßte 
Meinungen ein Bild ihrer eigenen 
Lebensverhältnisse vermitteln und 
gleichzeitig das Neue, das ihnen 
begegnet, aufnehmen und weitertra- 

(aus dem Brief des Bundeskanz'e 

an die Senioren-Um° ' 
Kreisverband Westerwa^ 

schnell und einvernehmlich auch die 
Eltern der Ascherslebener Kinder KoJJ" 
takt zu den Gastfamilien knüpften un 
„mal eben" zu Besuch kamen. Diese 
Begegnungen sollen weiterhin subsio' 
gepflegt und finanziert werden. 

Die Kinder a"J 
Ascherslebc" 
mit ihren Gas 
gebern im n 
wildschutzp%jt 
Gackenbacn- 
Joachim *o<* 
MdB (3. von 
rechts),Fraü 
Ramdohr.or» 
nisatorin der 
Aktion in 
Aschersleben< 
und Staats?** 
tärin Roswi«" 
Verhülsdon*- 
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Das neue 
CDU extra 

u- a. mit einer Bilanz 
von 10 Jahren Bun- 
deskanzler Helmut 
Kohl ist Anfang Okto- 
ber an die CDU-Kreis- 
verbände ausgeliefert 
worden. 
Zusätzliche Bestellun- 
9en sind beim IS-Ver- 
sandzentrum, Post- 
^ch 1328, 4804 Vers- 
^old, möglich. 
j*estell-Nr.:2543 
*erpackungseinheit: 
£50 Exemplare 
['''eis pro Verpak- 
^ngseinheit: 22,50 
&M. 

"j*< • im,^-  9~»«-« -^£" "• 

ä,ä2T?» ÄST  £~!«~. 

«^Si?-"ISSUES 

Deutschlandtag der Jungen Union in Dillingen 
pter dem Motto „Kurs Europa" 
'ndet vom 5. bis 8. November in 
»Hingen/Saarland der diesjährige 
eutschlandtag der Jungen Union 

sechs Foren werden u.a. „Eurovi- 
nen" diskutiert, Gemeinsame Wäh- 
g, Jugend im größeren Europa und 
""rage, welche Verfassung das 

8eeinte Europa braucht. 

Am Sonntag findet um 11 Uhr eine 
Diskussion mit dem Parteivorsitzen- 
den, Bundeskanzler Helmut Kohl, 
statt, der auch das Schlußwort spre- 
chen wird. Weitere prominente Gäste 
auf dem Deutschlandtag: Generalse- 
kretär Peter Hintze, der Präsident des 
Europäischen Parlaments, Egon 
Klepsch, und der Stellvertretende Vor- 
sitzende der EVP-Fraktion, Bernhard 
Sälzer. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Zur Erinnerung und als Geschenk 
Konrad Adenauer ver- 
starb vor 25 Jahren. Aus 
diesem Anlaß haben wir 
zur Erinnerung an den 
ersten Bundeskanzler 
der Bundesrepublik 
Deutschland eine 
Gedenkmedaille heraus- 
gegeben. 
In Feinsilber 999, Spie- 
gelglanzprägung, 40 mm 
Durchmesser, 
23 Gramm, kostet das 
Exemplar einschließlich 
Etui und Mehrwert- 
steuer 80,— DM. Hinzu 
kommen Porto- und Ver- 
sandkosten. 
Die Medaille ist zum 
Preis von 23,80 DM ein- 
schließlich Etui und 
Mehrwertsteuer (zuzüg- 
lich Porto- und Versand- 

kosten) auch in Bronze- 
Ausführung lieferbar. 
Der Durchmesser 
beträgt bei dieser Ver- 
sion 50 mm. 
Bestellungen bitte über 
die Union Betriebs- 
GmbH oder direkt bei: 

Bonner Werbe-GmbA 
Postfach 1505, Konra° 
Adenauer-Haus, 
5300 Bonn 1 
Telefon 
(0228)5307113, 
Telefax 
(0228)5307118 

Informationsdien    <js UNION IN DEUTSCHLAND — Informations^ 
Christlich Demokratischen Union DeUJSjaKti°l!- 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König, Re° && 
Ernst-Jörg Neuper, Konrad-Adenauer-Haus, -gps 
Bonn, Telefon (02 28) 54 41, Verlag: Union» T{ 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 5300 °°"Ajm 

7-118/119-vfW Lü 

31/1992 

(0228) 5307-0, Telefax (0228) 5307-. . 
Tel. (02 28) 544-421. Verlagsleitung: Dr. Uwe ^ 
Bernd Profittlich. Bankverbindung: Sparkasse ^i 
Konto Nr. 7510183 (BLZ 38050000), Postgirokon et 
Nr. 193795-504 (BLZ 37010050). Abonnerner ^ 
jährlich 52— DM. Einzelpreis 1,50 DM. Hers 
WA Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Düsseldon 


